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         Es ehrt mich sehr, dass dieses Buch in der Sprache erscheint, in der die maßgeblichen
            Kategorien für den weltweiten Diskurs über die Vergangenheitsbearbeitung formuliert
            worden sind. Dass Deutschland es vermocht hat, aus der eigenen kriminellen Vergangenheit
            Konsequenzen zu ziehen und sich dadurch neu zu konstituieren, ist für mich als Bürger
            Russlands und Angehörigen der russischen Kultur die Quelle einer fast schon überirdischen
            Hoffnung.
         

         Die erste russische Auflage des Buchs ist im August 2020 erschienen; die deutsche
            Übersetzung kommt im Frühjahr 2023 heraus. Für ein Buch, das sich mit aktuellen gesellschaftlichen
            und politischen Fragestellungen befasst, sind zweieinhalb Jahre ein langer Zeitraum.
            Es läuft Gefahr, zu veralten und an Relevanz zu verlieren – und das umso mehr, wenn
            sich in dieser Zeit eine solche gesellschaftliche und politische Katastrophe ereignet
            wie der großangelegte bewaffnete Überfall Russlands auf einen Nachbarstaat. Trotzdem
            scheint mir – auch wenn es für den Autor immer schwer ist, das eigene Werk ganz objektiv
            zu beurteilen –, dass dieses Buch heute nicht obsolet ist, sondern im Gegenteil noch
            an Aktualität gewonnen hat.
         

         Im Frühjahr 2022, nach der großflächigen Ausweitung des Kriegs gegen die Ukraine,
            wurde Die unbequeme Vergangenheit in Russland zum Bestseller, neben Büchern von George Orwell und Hannah Arendt. Ein
            Videointerview dazu wurde auf YouTube innerhalb eines Monats über 1,5 Millionen Mal
            aufgerufen.[1]  Das liegt weniger an dem Buch selbst, das sich mit den Werken der genannten Autoren
            schwerlich messen kann, als daran, dass es im Jahr 2022 in Russland nicht viele Bücher
            gab, die dem neu entfachten Bedürfnis, über die Verantwortung von Bürgern und Gesellschaft
            für die Verbrechen des eigenen Staates zu sprechen, halbwegs gerecht werden konnten.
            Die Auseinandersetzung mit der Verantwortung für die Staatsverbrechen in den Jahren
            des sowjetischen Terrors gab den geeigneten Rahmen vor, um zu verstehen, was heute
            mit unserem Land und mit uns selbst vor sich geht.
         

         Ich habe mich in den vergangenen Monaten immer wieder gefragt, ob ich in Anbetracht
            des Krieges und der seither eingetretenen Ereignisse etwas an dem Buch ändern würde –
            es liegt ja recht nahe, anzunehmen, dass dadurch eine ziemlich gründliche Überarbeitung
            erforderlich wird. Und das umso mehr, als meine durchaus optimistischen Betrachtungen
            über den Zustand der russischen Zivilgesellschaft und die These, Russland stehe kurz
            vor einem Erinnerungsdurchbruch, heute auf den ersten Blick zumindest korrekturbedürftig
            sind. Zudem scheint die Beschäftigung mit den Opfern, die der Stalinismus vor fast
            einem Jahrhundert forderte, angesichts der Hunderttausende neuer Opfer, die gerade
            jetzt Schreckliches durchmachen müssen, allenfalls von antiquarischem Interesse zu
            sein. Doch je eindringlicher ich mir diese Frage stellte, desto deutlicher wurde mir,
            dass das Buch keiner grundlegenden Veränderung bedarf – und die Nachfrage des russischen
            Publikums hat mich darin zusätzlich bestärkt. Denn für jemanden, der die Erinnerungskultur
            und -politik Russlands erforscht, ist die Eskalation, die der Angriff Russlands auf
            die ganze Ukraine am 24. Februar 2022 bedeutete, nur die Fortsetzung von Tendenzen,
            die sich bereits in der Spätphase der 2010er Jahre abzeichneten. Und gerade die Analyse
            der Erinnerungspolitik, die in Russland in Bezug auf den sowjetischen Staatsterror
            betrieben wird, gibt wesentliche Aufschlüsse, um das Desaster zu verstehen, das sich
            gegenwärtig vollzieht.
         

         Hier ist eine Einschränkung nötig. Für einen Autor aus Russland ist es derzeit sehr
            schwierig, sich über die Gründe für das aktuelle Geschehen zu äußern. Während diese
            Zeilen geschrieben werden, treffen russische Raketen und Drohnen ukrainische Städte,
            zerstören die Wärme- und Stromversorgung und fordern das Leben von Zivilisten. Wer
            das Bild erweitern und die Ereignisse kontextualisieren will, muss sie letztlich auf
            irgendeine Weise geschichtlich einordnen, und dies könnte als Versuch aufgefasst werden,
            sich von der Verantwortung loszusprechen und die gegenwärtigen Verbrechen zu relativieren.
            Deutschen Lesern ist dieses Problem im Zusammenhang mit dem Historikerstreit der 1980er
            Jahre bekannt. Die Verantwortung lässt sich nicht abstreifen. Die Katastrophe des
            Ukrainekriegs ändert – von allem anderen abgesehen – auch die Fundamente des historischen
            Gedächtnisses in Russland. In den vergangenen Jahrzehnten ist die Erinnerung an den
            Befreiungskrieg des Sowjetvolkes gegen den Nationalsozialismus ein wichtiger gemeinsamer
            Nenner der russischen Identität gewesen. Das macht sich auch die staatliche Propaganda
            zunutze, wenn sie der Bevölkerung erklärt, beim Angriff auf die Ukraine gehe es darum,
            diese vom »Nazismus« zu befreien. Durch den gegenwärtigen Krieg ist dieser Identität
            die Basis entzogen worden. Der gemeinsame Nenner wird nun unweigerlich auf lange Zeit –
            wenn nicht für immer, dann bis zum nächsten paradigmatischen Bruch – mit der Verantwortung
            für das jetzige Geschehen verbunden sein. Die Russen sind nicht länger eine Nation,
            die die Welt vom Nazismus befreit hat. Wir sind jetzt die Nation, die die Befreiung
            der Welt vom Nazismus zum Ausgangspunkt einer Entwicklung gemacht hat, an deren Ende
            ein Regime steht, das einen neuen Krieg in Europa entfesselt hat. Um zu verstehen,
            wie dies möglich wurde, müssen wir jedoch, wie es in diesem Buch nahegelegt wird,
            einen Schritt zurückgehen. 

         Was heute in der Ukraine passiert, ist eine verzögerte Folge des Zusammenbruchs der
            Sowjetunion. Dieser Kontext hilft, die aktuellen Geschehnisse besser zu verstehen.
            Der Zusammenbruch von Imperien ist immer ein äußerst schmerzhafter Prozess (im gesamten
            postsowjetischen Raum sind mindestens 200000 Menschen bei Konflikten umgekommen, die in den 1990er und frühen 2000er Jahren
            infolge des Zerfalls der UdSSR ausbrachen). Und dies gilt umso mehr, je weniger das einstige Imperium bereit ist,
            sein bisheriges Selbstverständnis aufzugeben.
         

         Die Annexion der Krim und der Beginn des Kriegs in der Donbassregion wurden eben dadurch
            ausgelöst, dass die Ukraine nach dem Maidan Ende 2013 / ​Anfang 2014 aus der imperialen
            oder quasi-imperialen Einflusssphäre Russlands ausschied. Die Propagandaphrasen der
            russischen Staatsführung, die Russland und die Ukraine als »Brudervölker« bezeichnet
            (wobei die Ukraine natürlich der kleinere Bruder ist) und behauptet, die Ukraine sei
            »kein echtes Land«, bringen das sehr anschaulich zum Ausdruck. Den jetzigen Krieg
            unterscheidet von früheren Konflikten im postsowjetischen Raum, dass er aus Sicht
            seiner ideologischen Urheber im Kreml existenziell wichtig ist, damit Russland in
            der Form weiterbestehen kann, in der sie es gern »einfrieren« möchten.
         

         Mein gewisser Optimismus von 2020 hängt paradoxerweise eng mit der Wahrnehmung der
            Krise zusammen, die der russische Staat durchlebte. Im Buch ist viel davon die Rede,
            dass sich in Russland Erinnerungsdurchbrüche vorbereiten. Das beschreibt eine Situation,
            in der die alte Infrastruktur der Bearbeitung und des Beschweigens der Vergangenheit
            nicht mehr funktionierte und der Diskurs die errichteten Dämme durchbrach, weil sich
            die gesellschaftlichen und politischen Bedingungen verändert hatten. Für die russische
            Regierung, die sich klar für das sowjetische Modell als Fundament ihres Selbstverständnisses
            entschieden hatte, stellte sich damit die Überlebensfrage. Eine umfassende und schnörkellose
            Verurteilung des sowjetischen Terrors hätte es zwangsläufig erfordert, das Grundprinzip
            aufzugeben, das diesen Terror erst ermöglicht hat, nämlich die Annahme, dass die Würde
            und das Interesse des Staates dem Wert des menschlichen Lebens übergeordnet sind.
            (Unter den vielen Dingen, die in der Konfrontation zwischen den beiden Ordnungsmodellen
            und Weltanschauungen beim Krieg in der Ukraine deutlich zutage treten, ist die unterschiedliche
            Einstellung der Staatsführung gegenüber dem Leben der eigenen Bürger vielleicht am
            eindrücklichsten.) Ende der 2010er Jahre wurde dieses Dilemma in Russland ganz offensichtlich:
            Entweder würde sich auf natürlichem Weg – durch den Wechsel der Generation und des
            Weltbilds – ein neuer Diskurs über die Vergangenheit durchsetzen und die gesellschaftspolitische
            Realität von Grund auf verändern, oder die Repräsentanten des Althergebrachten würden
            unter Einsatz modernster Mittel versuchen, den Lauf der Zeit künstlich abzubremsen.[2] 

         Die Krise des alten Modells und die Gefahren, die es barg, lagen bereits 2014-2015
            offen zutage. Dies war einer der Gründe, das vorliegende Buch in Angriff zu nehmen.
            Einer der ersten Texte, die im Rahmen dieser Arbeit publiziert wurden, befasst sich
            mit den von Ressentiments getriebenen Beschwörungen Stalins und der »festen Hand«.
            Darin findet sich die folgende Passage, die mein Lektor und ich 2019 für zu emotional
            hielten, um sie in das Buch aufzunehmen: 

         
            [Das] Phänomen mit seiner Intensität und seinem verkrampften Bemühen [erinnert] stark
               an eine Agonie. Agonie im medizinischen Sinn bedeutet ja immer eine Aktivierung der
               Lebenskräfte – Atmung, Herzrhythmus und Durchblutung des Sterbenden funktionieren
               plötzlich wieder. Verantwortlich dafür sind jedoch nicht das Gehirn und der obere
               Bereich des Nervensystems, sondern Hirnstamm und Rückenmark. Es handelt sich um eine
               von Krämpfen begleitete Verbrennung der letzten Ressourcen im Vorgriff auf das unvermeidliche
               Ende. Das, was heute zu beobachten ist, erinnert bei aller scheinbaren Lebendigkeit
               und Frische genau daran.
            

            Der schlafende Koloss erwacht nicht, sondern liegt im Todeskampf. Das heißt jedoch
               keineswegs, dass das Geschehen harmlos ist. Diese Agonie von historischem Maßstab
               kann Jahre andauern, und der Drache kann in den letzten Zuckungen viele mit ins Verderben
               reißen – sowohl die tapferen Ritter als auch die Anhänger, die sich an ihn geklammert
               haben, sei es aus Angst, aus Dummheit oder weil sie den Todeskampf mit der Rückkehr
               zum Thron verwechselten.[3] 

         

         Für einen Erinnerungsforscher in Russland drängt sich der Eindruck auf, dass es sich
            bei der gegenwärtigen Tragödie um einen Krieg der untoten Sowjetunion gegen die Ukraine
            und gegen das nichtsowjetische Russland handelt. Ein solcher Ansatz erklärt viel von
            dem, was sich zurzeit abspielt. Nicht umsonst bedienen sich die russische Armee und
            Staatspropaganda in der Ukraine nachdrücklich der sowjetischen Symbolik. Im April
            wurde das Bild einer alten Frau, die die »Befreier« mit einer roten Flagge begrüßte,
            rasch zu einer der wichtigsten Allegorien für die »Heimkehr der Ukraine«, und die
            Militärparade am 9. Mai auf dem Roten Platz in Moskau und in den besetzten ukrainischen
            Städten wurde nicht unter den Bannern der Militärverbände, sondern unter roten Fahnen
            abgehalten. In der Ukraine wird nach dem Februar 2022 der Abbau sowjetischer Denkmäler
            wieder intensiver betrieben – waren 2014 fast ausschließlich Lenin-Denkmäler betroffen,
            so sind es jetzt auch Denkmäler für sowjetische Soldaten und Kulturschaffende. Die
            russische Führung ihrerseits stellt in den besetzten Städten zuallererst die Lenin-Denkmäler
            wieder auf. Was das »nichtsowjetische Russland« betrifft, so wird es nicht mit Artillerie
            und Raketen bombardiert. Doch in den letzten Monaten hat die Verfolgung Andersdenkender
            ein Ausmaß angenommen, das in der postsowjetischen Geschichte ohne Beispiel ist. Die
            Repressionen gegen Menschen, die sich öffentlich gegen die »Parteilinie« äußern, erinnern
            an die Zeiten Breschnews oder Andropows; die blutrünstige Rhetorik der Staatsmacht,
            die Propaganda gegen Dissidenten (für die mittlerweile nicht selten die Todesstrafe
            gefordert wird) und die Atmosphäre der Angst, die Russland jäh überzogen hat, lassen
            sogar den Vergleich mit den 1930er Jahren unter Stalin zu. 

         Die Aufarbeitung der Erinnerung an den sowjetischen Staatsterror wird durch die akute
            Notwendigkeit, die Tragödie der heutigen Opfer zu verarbeiten, also nicht beiseitegeschoben,
            sondern beides hängt im Gegenteil direkt miteinander zusammen. Wenn der Angriff auf
            die Ukraine im Tiefsten dadurch motiviert ist, dass die russische Staatsführung die
            sowjetischen Regierungs- und Existenzpraktiken, das imperiale und koloniale Erbe des
            Stalinismus, weder aufgeben will noch kann (vgl. das Kapitel »Das alte Fundament«),
            dann ist die Frage, wie sich diese Vergangenheit aufarbeiten lässt, praktisch das
            Schlüsselproblem, das gelöst werden muss, um die Ursachen für diesen Krieg mit der
            Wurzel auszureißen. Davon zeugt auch die Haltung der Menschenrechtsorganisation Memorial,
            einer zentralen unabhängigen Stimme im Diskurs über Erinnerungskultur und -politik
            in Russland, die in Anerkennung ihrer Verdienste auf diesem Gebiet 2021 von der Staatsführung
            der Russischen Föderation liquidiert worden ist und 2022 gemeinsam mit ukrainischen
            und weißrussischen Menschenrechtsaktivisten den Friedensnobelpreis erhielt. Memorial
            hat beschlossen, die Aktion »Rückgabe der Namen«, die dem Gedenken der Opfer des Stalinismus
            gewidmet ist, im Jahr 2022 angesichts der neuerlichen Katastrophe nicht abzusagen.
            Die Organisatoren erklärten dazu: »Wir sind überzeugt, dass die ›Rückgabe der Namen‹
            gerade auch jetzt relevant ist. Denn sie ruft einen äußerst wichtigen, unbedingten
            Grundsatz ins Gedächtnis: Es gibt nichts Wertvolleres als das menschliche Leben, und
            deshalb hat der Staat nicht das Recht, Menschen zu töten. Weder 1937 noch 2022. Je
            mehr Menschen sich darin einig sind, desto besser sind die Aussichten dafür, dass
            es gelingt, die Katastrophe zu stoppen und eine künftige Wiederholung nicht zuzulassen.«[4] 

         2019 habe ich im Schlusswort zu diesem Buch geschrieben, Russland brauche dringend
            Gründe, um nicht falschen, sondern berechtigten Stolz empfinden zu können – ein Gefühl,
            das nicht darauf beruht, dass die kriminellen und beschämenden Seiten der eigenen
            Geschichte beschwiegen werden, sondern aus der Fähigkeit erwächst, Fehler einzugestehen
            und daran zu arbeiten. Von einem irgendwie gearteten Stolz kann nach 2022 nicht mehr
            die Rede sein. Zugleich ist offenkundiger denn je, dass die Gesellschaft in Russland
            und die Nation insgesamt sich zur Verantwortung für Verbrechen des eigenen Staates
            bekennen müssen – nicht, um die eigene Reputation zu retten, sondern damit sie überhaupt
            neu erstehen können.
         

      
   

      
            Vorwort. NIE/​WIEDER

         

         Die beiden Wörter im Titel dieses Vorworts haben eine wechselvolle Geschichte. Sie
            zeigt, dass Erinnerungsarbeit nicht linear, sondern dynamisch verläuft. Am Anfang
            stand ein Satz aus Theodor W. Adornos Radiovortrag »Erziehung nach Auschwitz«, der ursprünglich an Pädagogen
            und Intellektuelle gerichtet war und dann weithin bekannt wurde: »Die Forderung, daß
            Auschwitz nicht noch einmal sei, ist die allererste an Erziehung.«[5]  Einige Jahre später fand dieser Gedanke seinen Ausdruck in der Formel »Nie wieder«,
            die in fünf Sprachen auf einem 1968 in der KZ-Gedenkstätte Dachau errichteten Mahnmal geschrieben steht.
         

         Sie war ein Aufruf, sich zu erinnern, ein ethischer Imperativ. Bald darauf machte
            der Gründer der Jewish Defense League, der Brooklyner Rabbi Meir Kahane, diese Formel zu seiner Devise. Er begriff sie als Aufruf zum Handeln.
            Die Aktivitäten der Jewish Defense League, die viele als radikal und extremistisch
            empfanden, reichten vom Schutz der jüdischen Bevölkerung Brooklyns vor antisemitisch
            gesinnten Bewohnern aus Schwarzen- und Latino-Vierteln bis zur weltweiten Bekämpfung
            des Antisemitismus.
         

         1984 stand die Formel auf dem Titelblatt des Abschlussberichts der argentinischen
            Wahrheits- und Versöhnungskommission, und 1985 erschien in Brasilien ein Buch dieses
            Titels, das die Verbrechen der Diktatur von 1964 bis 1979 beschreibt. 1992 folgte
            eine Sammlung von Zeugenaussagen über die Verbrechen der Militärdiktatur in Uruguay
            von 1972 bis 1985 und 1998 ein Bericht über die Verbrechen während des Bürgerkriegs
            in Guatemala.
         

         So wurde die Formel Nie wieder zunehmend mit der Übergangsjustiz in Verbindung gebracht.
         

         Spätestens seit Anfang der 2000er Jahre haben diese beiden Wörter globale Bedeutung
            erlangt. Sie stehen heute nicht mehr nur auf den Umschlagseiten politikwissenschaftlicher,
            juristischer und historischer Publikationen, sondern kommen zunehmend auch in zeitgenössischen
            Musiktiteln, künstlerischen Arbeiten oder als Graffiti an den Wänden historisch belasteter
            Gebäude vor.
         

         Das Dynamische und Nichtlineare der Erinnerungsarbeit zeigt sich nicht nur darin,
            dass die analysierten Kategorien unablässig in Bewegung und gleichsam fließend sind.
            Im Unterschied zur historischen Forschung erfordert sie ein ständiges Balancieren
            zwischen individueller und kollektiver, psychologischer und sozialer, philosophischer
            (oder kultureller) und juristischer Sphäre. Was aus der einen Perspektive klar und
            deutlich erscheint, ist es aus der anderen bei Weitem nicht immer.
         

         Ich habe dieses Buch auch deshalb geschrieben, weil ich eine Ratlosigkeit überwinden
            wollte, die auf ein ganz persönliches Erlebnis zurückgeht. Vor zwei Jahrzehnten, nach
            der Beerdigung meines Vaters, saßen die Mitglieder beider Linien meiner Familie zum
            ersten und letzten Mal an einem Tisch zusammen. Mein Großvater mütterlicherseits war
            Veteran des Sowjetisch-finnischen Kriegs und des Zweiten Weltkriegs, Stalinist und
            in seinen späteren Jahren noch dazu orthodoxer Christ. Meine Großtante zweiten Grades
            väterlicherseits hatte in der chemischen Forschung gearbeitet und war mit einem bekannten
            Kernphysiker verheiratet gewesen, den während des Großen Terrors unter Stalin ab 1937 nur ein Wunder vor dem Gulag bewahrt hatte. Als das Gespräch auf diese
            Zeit kam, stellte sich heraus, dass diese beiden Menschen ihr Leben offenbar in Ländern
            mit einer völlig unterschiedlichen Vergangenheit verbracht hatten. Während die Repressionen
            für meinen Großvater ein Märchen und »pure Verleumdung« waren, hatte meine Großtante
            sie tagtäglich erfahren. Was abstrakt gesehen unvorstellbar scheint, wurde hier zur
            greifbaren Tatsache: Die Vergangenheit hat keine objektive Realität. Sie wird von
            der Erinnerung geformt, die nicht objektiv ist und sich leicht über sich selbst täuschen
            kann. Selbst innerhalb einer Familie kann die Erinnerung gespalten sein – als Folge
            des Schweigens und des Mangels an Bereitschaft und/​oder auch Gelegenheit, eine gemeinsame
            Basis für die Auseinandersetzung mit ihr zu suchen.
         

         Diese Unbestimmtheit der Vergangenheit prägt wiederum die Gegenwart. Die eingefrorene
            und »unvorhersehbare« Geschichte eines Landes mit zwiespältiger Erinnerung wird in
            der Gegenwart zu einer zwiespältigen Realität. Sie steht im günstigsten Fall dem Vorankommen
            im Weg und führt schlimmstenfalls in den offenen Konflikt.[6] 

         In Russland gibt es nicht wenige Menschen wie meinen Großvater. Das Erstaunlichste
            an den Umfragen über die Einstellung zu Stalin und den Repressionen ist nicht einmal, wie groß die Sympathien für den Diktator
            bis heute sind, sondern wie viele Menschen glauben, es habe keine Massenrepressionen
            gegeben. Im Jahr 2014 waren dies nach Angaben des Meinungsforschungsinstituts FOM 16 Prozent der Befragten. Weitere 18 Prozent waren nicht sicher, was sie antworten
            sollten (»vielleicht gab es Repressionen, vielleicht auch nicht, wer kann das schon
            wissen«).[7] 

         Es scheint abenteuerlich: Die Befragten haben nicht etwa unterschiedliche Einstellungen
            zu Ereignissen der Vergangenheit. Ihre Meinungen gehen auf der faktischen Ebene auseinander,
            bei der Frage, ob die Ereignisse überhaupt stattgefunden haben. Die Differenz betrifft
            weniger die Beurteilung der Vergangenheit als die Wahrnehmung der Realität selbst.
            Letztlich leben diejenigen, die diese Frage unterschiedlich beantworten, tatsächlich
            in Ländern mit unterschiedlicher Geschichte oder sogar in verschiedenen Ländern, deren
            Konturen auf der Landkarte nur zufällig übereinstimmen.
         

         Es mag verlockend erscheinen, die divergierenden Vorstellungen von der Vergangenheit
            mit »Schizophrenie« zu erklären. Als emotionale Wertung hilft das nicht weiter. Anders
            sieht die Sache aus, wenn man es als Versuch einer nüchternen Diagnose versteht: Die
            Erinnerung an den sowjetischen Staatsterror ist in der Tat von einer frappierenden
            Zwiespältigkeit gekennzeichnet. Mit Blick auf die Vergangenheit ist das in vieler
            Hinsicht auch nicht überraschend.
         

         Der Ausdruck »Politische Repressionen« ist eine euphemistische Bezeichnung für Staatsterror
            und geht auf die Zeit des »Kampfs gegen den Personenkult« in den 1950er Jahren zurück.
            Offiziell wurden die Repressionen bereits 1956 verurteilt, und die meisten Staatsführer,
            angefangen bei Chruschtschow, haben das bekräftigt. Ab Mitte der 1950er Jahre kam auch die Rehabilitierung
            von Opfern in Gang. Erst vor wenigen Jahren ist in Russland die Konzeption einer staatlichen
            Politik zur Verewigung des Gedenkens an die Opfer politischer Repressionen verabschiedet
            worden. In zweieinhalb Kilometern Entfernung vom Kreml wurde ein Mahnmal für sie errichtet.
         

         Andererseits bleibt Forschern und selbst Angehörigen von Opfern der Zugang zu vielen
            Archiven verwehrt. Um die Wahrung des Andenkens an die Opfer kümmern sich vor allem
            Nichtregierungsorganisationen und zivilgesellschaftliche Aktivisten, die der Staat
            teils offen verfolgt. Die staatsnahen Organisationen, die mit der Wahrung des kulturellen
            Erbes von Russland betraut sind, befassen sich nicht mit der Suche nach Massengräbern
            der Opfer des sowjetischen Terrors. Stattdessen stellen sie an bereits bekannten Massengrabstätten
            Informationstafeln auf, die darauf hinweisen, dass die Erschossenen selbst nicht frei
            von Sünden gewesen seien – so an der Gedenkstätte Mednoje bei Twer, wo mehrere tausend
            polnische Kriegsgefangene hingerichtet wurden. Oder sie versuchen, wie im karelischen
            Sandarmoch, die Exekutionsplätze des NKWD als Friedhöfe für sowjetische Soldaten auszugeben, die von Truppen des Feindes erschossen
            wurden.[8] 

         Die Verantwortung für die Vernichtung von Millionen Menschen lässt sich nicht »partiell«
            oder »zur Hälfte« anerkennen. Das würde streng genommen auf das genaue Gegenteil hinauslaufen.
            Und doch verharrt die erdrückende Mehrheit der Bevölkerung Russlands in genau dieser
            unmöglichen, widersinnigen Situation, einem ähnlichen Zwiespalt wie dem, der sich
            nach der Beerdigung meines Vaters an unserem Familientisch auftat. Er ist in gewissem
            Sinn etwas Vertrautes – für mich und Millionen anderer, die solche Erfahrungen gemacht
            haben.
         

         * * *

         Aber es geht nicht allein darum. Es ist kein Zufall, dass sich für Verbrechen, an
            denen der eigene Staat schuld ist, der Ausdruck »Schwierige Vergangenheit« eingebürgert
            hat. Die eigene Verantwortung anzuerkennen, anstatt sie auf äußere oder innere Feinde,
            die Zeit und die Umstände abzuwälzen, ist in der Tat äußerst schwierig – in psychologischer,
            politischer und rechtlicher Hinsicht. Auf den ersten Blick könnte man meinen, dass
            die Beispiele für eine freiwillige Vergangenheitsbewältigung recht zahlreich sein
            müssten und allein Russland mit seiner Vergangenheit einfach nicht fertig wird. Bei
            genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch, dass das nicht so ist. Das vielleicht einzige
            Beispiel für eine wirklich freiwillige Aufarbeitung der Vergangenheit ist die Anerkenntnis
            der Unterdrückung der Kolonien durch die ehemaligen Kolonialmächte. Wenn unmittelbare
            Nachfahren der Täter und die aktuelle politische Situation betroffen sind, wie etwa
            bei der Frage der türkischen Verantwortung für den Völkermord an den Armeniern, gestaltet
            sich die Anerkennung äußerst schwierig. 

         Es sind nie oder fast nie moralische Erwägungen, die den Ausschlag dafür geben, dass
            zurückliegende Großverbrechen verurteilt werden. Zu den seltenen Ausnahmen kommt es
            dann, wenn unter Rückgriff auf solche Erwägungen Prozesse in Gang gesetzt werden,
            die durch die wirtschaftliche oder außenpolitische Konjunktur motiviert sind – wenn
            die Verurteilung der Vergangenheit notwendig ist, um bestimmte politische Kräfte im
            Land zu legitimieren.
         

         Ein Beispiel dafür sind die Entschädigungsleistungen der deutschen Regierung an Israel
            von 1951 bis 1965, mit denen auf bis dahin beispiellose Weise die Verantwortung für
            die NS-Verbrechen anerkannt wurde: Erstens konnte Deutschland mit diesem Schritt seine Glaubwürdigkeit
            als zuverlässiger und kreditwürdiger Partner auf der internationalen Bühne wiederherstellen
            und sich in die Weltwirtschaft integrieren, zweitens fand er zeitgleich mit dem gegenläufigen
            innenpolitischen Kurs der Integration ehemaliger Nazis statt, und drittens bot er
            die Möglichkeit, sich im ideologischen und politischen Wettbewerb mit der DDR in denkbar günstigem Licht zu präsentieren.
         

         Japans Entschuldigungen bei seinen asiatischen Nachbarn und die damit verbundenen
            Entschädigungszahlungen erfolgten im Interesse des Aufbaus einer Wirtschaftspartnerschaft,
            und die Entschuldigungen des polnischen Staatspräsidenten für antijüdische Pogrome
            wurden im Zuge der EU-Integration vorgebracht. Die Anerkennung der Verantwortung für die schwierige Vergangenheit
            wird durch solche Umstände nicht entwertet oder beschädigt. Wesentlich ist, dass sie
            immer mit der politischen und wirtschaftlichen Pragmatik verflochten ist.
         

         Es ist generell schwieriger, sich an Opfer und Leiden zu erinnern als an Helden und
            Siege. Selbst das Holocaust-Gedenken, das heute als vorbildlich gilt, stieß in seinen
            Anfängen – heute kaum vorstellbar – bei der Öffentlichkeit und der Regierung des Staates
            Israel auf Ablehnung und Widerstand. Als der bekannte Nazijäger Simon Wiesenthal sich
            kurz nach dem Krieg an die israelische Regierung wandte, um die feierliche Beisetzung
            der sterblichen Überreste von 200000 im Holocaust ermordeten Juden zu arrangieren, wurde er von israelischen Beamten
            monatelang abgewimmelt. Die israelischen Juden hatten ein sehr kompliziertes Verhältnis
            zu jenen Juden, die in Europa geblieben waren, und die Regierung setzte lieber auf
            eine heroische Symbolik als auf das Gedenken an Vernichtung und Erniedrigung. Erst
            als die sterblichen Überreste von Theodor Herzl, dem Begründer des Zionismus, aus Wien überführt worden waren, konnte
            auch die Asche der 200000 NS-Opfer beigesetzt werden. Sogar die Entscheidung, Adolf Eichmann zu entführen – ein Wendepunkt für das internationale Holocaust-Gedenken –,
            fiel erst mit siebenjähriger Verzögerung zu einem Zeitpunkt, als das politische Interesse
            daran erwacht war.[9]  Nochmals: Damit soll nicht festgestellt werden, dass diese Vorgänge von irgendeiner
            Norm abweichen würden. Vielmehr geht es darum, dass in Bezug auf die belastete Erinnerung der Begriff der Norm als solcher sehr problematisch ist.
         

         Das gilt auch für den Begriff »Erfolg« im Zusammenhang mit der Bewältigung und »Überwindung«
            einer schweren Vergangenheit. Das Beispiel Russland zeigt, dass es einem Land unter
            Umständen über lange Jahre hinweg nicht gelingt, mit seiner Vergangenheit abzuschließen.
            Aber ist das bei einem Land wie Polen, das den Weg von der kommunistischen Diktatur
            zum Vollmitglied in der EU zurückgelegt hat, wirklich so anders? Lässt sich Südafrikas Übergang von der Diktatur
            der Weißen zur Demokratie als Erfolgsgeschichte bezeichnen? Zahlreiche weiße Einwohner
            haben das Land verlassen, die Ungleichheit ist größer als zuvor und die Kriminalitätsrate
            zwar deutlich niedriger als Mitte der 1990er Jahre, aber immer noch hoch. Andererseits
            konnte ein unmittelbar drohender Bürgerkrieg abgewendet werden und es sind trotz allem
            im Vergleich deutlich mehr Weiße im Land geblieben als etwa in Zimbabwe.
         

         Selbst das Musterbeispiel Deutschland kann nicht als uneingeschränkter Erfolg gewertet
            werden. Für die junge Generation sind die Reden von der Verantwortung für eine aus
            ihrer Sicht weit zurückliegende Vergangenheit oft schwer nachvollziehbar, und die
            neonazistische Ideologie erfreut sich bis heute einer gewissen Beliebtheit. Von Erfolgen
            lässt sich bei der Vergangenheitsbewältigung in einem ähnlichen Sinn sprechen wie
            bei einer Krebstherapie: Die Krankheit als solche ist nicht heilbar, aber jeder kleine
            Sieg im Kampf um das Leben setzt sich über die Unmöglichkeit hinweg und ist in diesem
            Sinn ganz fraglos ein Erfolg.
         

         Das ethische und juristische »Nie« balanciert in der Realität ständig auf dem Grat
            zum »Wieder« oder gar »Auf ein Neues!«. Deshalb ist es längst Zeit, die klassische
            Formel mit einem Schrägstrich zu schreiben. Wer sich mit Vergangenheitsaufarbeitung
            beschäftigen will, ohne zu verzweifeln oder sich unnötig etwas vorzumachen, muss sich
            offen Rechenschaft darüber ablegen, wie mühselig und kompliziert sie ist.
         

         * * *

         Bei der Beschäftigung mit dem Thema der schwierigen Vergangenheit stößt man auf eine
            Fülle von Beispielen dafür, wie andere Länder sich mit ihrer belasteten Geschichte
            auseinandergesetzt haben und es bis heute tun. Sie sind in den methodischen Ansatz
            dieses Buchs eingeflossen. Die vergleichende Herangehensweise ist in der Literatur
            zur Bewältigung der Staatsverbrechen in der sowjetischen Geschichte erstaunlich schwach
            vertreten. In der russischen Geschichtsschreibung und Soziologie wird die Geschichte
            der Repressionen und der Erinnerung an sie fast ausschließlich anhand von sowjetischen,
            postsowjetischen und russischen Materialien erforscht. Die praktisch einzige Ausnahme
            ist der von Aleksei Miller und Marija Lipman herausgegebene Sammelband Istoričeskaja politika v XXI veke, der aus diesem Grund in Fachkreisen auf große Resonanz gestoßen ist.[10] 

         Auch die öffentliche Debatte wird so geführt, als sei es nur in Russland der Fall,
            dass Staat und Gesellschaft zwar darauf angewiesen sind, die Vergangenheit zu bewerten,
            zu verurteilen und zu überwinden, aber die Hindernisse, die diesem Prozess objektiv
            im Weg stehen, nicht beseitigen können. Ein Vergleich bzw. eine Gegenüberstellung
            findet einzig mit der deutschen Erfahrung bei der Aufarbeitung der NS-Vergangenheit statt. Doch die Situation in Deutschland lässt sich auf die Sowjetunion
            und Russland nicht übertragen. Mehr noch, sie ist im internationalen Vergleich grundsätzlich
            ein Sonderfall.
         

         Deshalb ist es sehr wichtig, die Erfahrung in Russland mit den Erfahrungen anderer
            Länder zu vergleichen, um so nach Möglichkeit allgemeine Grundsätze für die Vergangenheitsaufarbeitung
            zu gewinnen, die auf den russischen Fall anwendbar sind. Ein vergleichender Ansatz,
            der auch nur einigermaßen kohärent und systematisch verfährt, trägt dazu bei, dass
            bekannte Fakten und Umstände in neuem Licht gesehen werden können. So wird zum Beispiel
            deutlich, dass die deutsche Erfahrung in Russland eher die Funktion eines Mythos hat
            als die eines echten praktischen Vorbilds.[11] 

         Der vergleichende Ansatz ermöglicht es auch, die Frage der Kompromisse bei der Vergangenheitsaufarbeitung
            neu zu betrachten. Er zeigt, dass die Geschichte des Übergangs von der Diktatur zur
            Postdiktatur so gut wie immer von Kompromissen begleitet wird. Wenn Vereinbarungen
            über die Vergangenheit getroffen werden, hat das meist etwas von einem Deal, bei dem
            etwas aufgegeben werden muss. Ein bedingungsloses Triumphieren der Wahrheit lassen
            die politischen Gegebenheiten nur äußerst selten zu. Die »Wahrheit«, die Wahrheits-
            und Versöhnungskommissionen ans Licht bringen, ist fast immer von Kompromissen geprägt.
            Und je kompromissbereiter die Verhandlungspartner, desto erfolgreicher das Modell.
         

         Jenseits einer vergleichenden Perspektive mag es unerträglich zynisch wirken, wenn
            die Pragmatik der Vergangenheitsbewältigung thematisiert wird – die Vorteile, die dieser Prozess
            für alle Seiten eines habituell gespaltenen Gesellschafts- und Staatswesens hat. Schließlich
            geht es in allen Fällen um Menschenleben. Die vergleichende Sicht zeigt jedoch, dass
            es unumgänglich ist, sich mit der pragmatischen Ebene zu befassen, und dass dies nicht
            zu mehr, sondern zu weniger Zynismus führt. Im Jahr 2000 veröffentlichte der amerikanische
            Politikwissenschaftler Elazar Barkan das Buch The Guilt of Nations.[12]  Ihm zufolge ist das Verhandeln über Entschädigungen für die Opfer von Staatsverbrechen ein äußerst wichtiges Instrument
            zur Bewältigung der Vergangenheit. Im Zuge der Verhandlungen konstituieren sich die
            Opfer als soziales und politisches Subjekt; sie begreifen sich als Gemeinschaft und
            als gesellschaftlich-politische Kraft. Diese Form der Auseinandersetzung ermöglicht
            es, das moralische Problem politisch und pragmatisch – mit anderen Worten, instrumenteller –
            anzugehen. Letztendlich erweist sich der pragmatische Ansatz als erstaunlich effektiv.
            Denn solche Prozesse werden nicht durch das abstrakte Wissen befördert, dass die Gerechtigkeit
            siegen muss, sondern durch die Interessen der beteiligten Parteien. Der Wechsel vom
            ideologischen zum pragmatischen Schema ermöglicht es ihnen, von offenem Konflikt und
            gegenseitigem Hass zur Verhandlungsbereitschaft überzugehen und nach Annäherungspunkten
            zu suchen. 

         * * *

         Der Aufbau dieses Buchs folgt seinem methodischen Ansatz: Es geht vergleichend vor
            und macht es sich zur Aufgabe, grundlegende Strategien der Vergangenheitsbewältigung
            für Russland zu formulieren.
         

         Im ersten Teil wird beschrieben, woran es liegt, dass die Erinnerung an die sowjetische
            Vergangenheit Russland so fest im Griff hat. Einleitend wird analysiert, wie die Wiederbelebung
            des »stalinistischen Komplexes« Mitte der 2010er Jahre den »Erinnerungsboom« auslöste,
            der in den letzten Jahren in Russland zu beobachten war (Kapitel 1). Um den Stand
            dieser Auseinandersetzung und die damit zusammenhängenden Prozesse nachzuvollziehen,
            braucht es einen kurzen Exkurs zur Geschichte der traumatischen Ereignisse selbst
            (Kapitel 2), eine Darstellung der – sowjetischen und postsowjetischen – Entstalinisierung
            (Kapitel 3), einen Überblick über die Strategien zur Aufarbeitung der sowjetischen
            Vergangenheit im heutigen Russland (Kapitel 4-5) und eine Einschätzung dazu, wie sich
            diese Vergangenheit auf die Gegenwart auswirkt (Kapitel 6).
         

         Im zweiten Teil folgen Darstellungen der Geschichte der Vergangenheitsaufarbeitung
            in sechs Ländern. Sie wurden nicht beliebig gewählt. Argentinien (Kapitel 1) ist das
            Beispiel eines Landes, in dem das Erbe einer Diktatur mit einer sehr geringen Beteiligung
            äußerer Kräfte bewältigt wurde. Der Fall Argentinien ist auch deshalb wichtig, weil
            er für ähnliche Erfahrungen in einer Reihe anderer lateinamerikanischer Staaten (Brasilien,
            Chile, Mexiko, El Salvador usw.) steht. Spanien (Kapitel 2) erinnert mit seinem jahrzehntelangen
            Pakt des Schweigens über die Gewalt der Franquisten und dem anschließenden Bruch dieses
            Schweigens mehr als alle anderen Fälle an die Verhältnisse im heutigen Russland. Südafrika
            (Kapitel 3) ist ein Land, das buchstäblich zweigeteilt war, dem es aber, wenn auch
            mit vielen Vorbehalten, gelungen ist, diese Teilung zu überwinden, indem es eine einzigartige
            Ideologie der Vergebung und Versöhnung entwickelt hat. Polen (Kapitel 4) ist ein Beispiel
            für einen postkommunistischen Staat, der aufgrund seiner politischen und psychologischen
            Nähe zur Situation in Russland wichtig ist und an dem sich die Funktionsweise und
            die Schwächen der Opfermentalität als Paradigma der Vergangenheitsbewältigung sehr
            anschaulich aufzeigen lassen. Eine Analyse der Vergangenheitsbewältigung wäre unvollständig,
            wenn sie sich nicht auch mit Deutschland befasst (Kapitel 5). Für Russland sind die
            Schwierigkeiten und Misserfolge des deutschen Modells aufschlussreicher als die Erfolge,
            die bei solchen Prozessen ohnehin immer relativer Art sind. Japan (Kapitel 6) ist
            einerseits kulturell und psychologisch sehr weit von Russland entfernt; andererseits
            erinnert das Schwanken zwischen Abwehr und Akzeptanz der Schuld dort sehr stark an
            die russische Situation. Das zeigt einmal mehr, dass die »Gefährten der Vergangenheitsaufarbeitung«
            einander etwas zu sagen haben.
         

         Im dritten Teil geht es darum, wie die Erfahrungen aus den untersuchten Ländern und
            generell aus dem Ausland dazu beitragen können, Wege für die Vergangenheitsbewältigung
            in Russland zu finden. In Kapitel 1 wird die Vergangenheitsarbeit im Kontext der Mechanismen
            des Übergangs von der Diktatur zur Demokratie betrachtet, der wichtig ist, um sie
            angemessen analysieren zu können. Die folgenden Kapitel befassen sich mit den Elementen
            eines möglichen Szenarios der Vergangenheitsaufarbeitung in Russland: das Abschließen
            mit der Vergangenheit (Kapitel 2), die Arbeit mit dem Familiengedächtnis als Modell
            für die Gedächtnisarbeit auf nationaler Ebene (Kapitel 3), die Übernahme von Verantwortung
            für die Vergangenheit, die sowohl das Verurteilen ihrer dunklen Seiten als auch Dankbarkeit
            für ihre positiven Aspekte umfasst (Kapitel 4), das Schaffen der Voraussetzungen für
            ein russisches Äquivalent einer Wahrheits- und Versöhnungskommission (Kapitel 5) und
            das Erarbeiten der Infrastruktur, die nötig ist, um diese Aufgabe in Angriff zu nehmen
            (Kapitel 6).
         

         * * *

         Die grundlegende praktische Aufgabe dieses Buchs ist es, denen, die eine Aufarbeitung
            der sowjetischen Vergangenheit als wichtiges Anliegen anerkennen, Erfahrungen aus
            Ländern an die Hand zu geben, die einen solchen Weg bereits früher gegangen sind und
            oft ähnliche Hindernisse überwunden haben. Den Aktivisten in den Organisationen, die
            sich mit dem historischen Gedenken befassen, ist oft nicht bewusst, dass es im Ausland
            sehr wichtige Erfahrungen gibt, die für ihre Arbeit relevant sind. Wer sich in Russland
            mit der Suche und Identifizierung von Grabstätten der Opfer sowjetischen Terrors befasst,
            weiß nichts von den umfassenden Maßnahmen, die seit dem Jahr 2000 in Spanien angestrengt
            werden, um die sterblichen Überreste von Opfern des Bürgerkriegs zu finden. Soziologen,
            die das Dialogpotenzial zwischen Vertretern unterschiedlicher Narrative zum sowjetischen
            Terror erforschen, lassen dabei die Ergebnisse der Arbeit der zahlreichen Wahrheits-
            und Versöhnungskommissionen in verschiedenen Ländern unberücksichtigt. Menschenrechtsaktivisten
            haben in der Regel noch nichts von der argentinischen Praxis der »Wahrheitsgerichte«
            und der karnevalistischen Verspottung nicht verurteilter Straftäter gehört, obwohl
            sie für ihre Arbeit davon profitieren könnten. Und Politikwissenschaftler und Experten
            für Übergangsjustiz sind sich oft nicht bewusst, dass viele der Werke, die sie kennen
            und als theoretische Hilfsmittel nutzen (wie das oben genannte Buch von Elazar Barkan), auch auf die Situation in Russland Anwendung finden könnten.
         

      
   

      
            Erster Teil – Anamnese
            

         

      
   
      
               Einführung
               

            

            Alexander Solschenizyns Buch Archipel GULAG, das einen immensen Beitrag zur Aufdeckung der Wahrheit über den sowjetischen Staatsterror
               geleistet hat, beginnt mit einer eindrücklichen Szene. Eine wissenschaftliche Zeitschrift
               habe Ende der 1940er Jahre berichtet, dass bei Ausgrabungen am Fluss Kolyma eine unterirdische
               Eislinse freigelegt wurde, die Exemplare einer urzeitlichen Fauna barg. Laut der Meldung
               waren die Tritonen so gut konserviert, dass »die Anwesenden, sobald das Eis entfernt
               war, die Tiere MIT GENUSS verspeisten«. Solschenizyn fährt fort:
            

            
               Die keineswegs zahlreichen Leser der Zeitschrift waren wohl nicht wenig verwundert
                  zu erfahren, wie lange Fischfleisch im Eis seine Frische zu bewahren imstande ist.
                  Doch nur einzelne vermochten den wahren, den monumentalen Sinn der unbesonnenen Notiz
                  zu erfassen.
               

               Wir begriffen ihn sofort. Wir sahen das Bild klar und in allen Details vor uns: Wie die
                  Anwesenden mit verbissener Eile auf das Eis einhackten; wie sie, alle hehren Interessen
                  der Ichthyologie mit Füßen tretend, einander stoßend und vorwärtsdrängend, das tausend
                  Jahre alte Fleisch in Stücke schlugen, diese zum Feuer schleppten, auftauen ließen
                  und sich daran sättigten.
               

               Wir begriffen es, weil wir selbst zu jenen Anwesenden gehörten, zu jenem auf Erden einzigartigen mächtigen Stamm der Seki, der Strafgefangenen, der Lagerhäftlinge, die allein es zustande brachten, einen
                  Triton MIT GENUSS zu verspeisen.[13] 

            

            Ein Land, in dem eine große, durch gemeinsame Erfahrungen eng verbundene Gemeinschaft
               existiert, die von außen kaum wahrnehmbar ist und die aus einem Text untrüglich etwas
               herausliest, das die anderen nicht verstehen: Das ist in der Tat ein »monumentales«
               Sinnbild. Es führt sehr genau vor Augen, was Wissenschaftler Jahrzehnte später als
               das kollektive Gedächtnis bezeichnen sollten, das eine gemeinsame Identität definiert.
            

            Die Erinnerung an den Gulag und den sowjetischen Terror in Russland gleicht in vieler
               Hinsicht bis heute einem gefrorenen Eisklumpen, der eine lebendige Erfahrung bewahrt,
               die jedoch vielen fremd und unzugänglich bleibt. Um über die Aufarbeitung dieser Vergangenheit
               sprechen zu können, müssen zunächst die Zusammensetzung und die Existenzform dieses
               Eisklumpens beschrieben werden.
            

            Im ersten Teil des Buchs wird versucht, die Situation von Gesellschaft und Staat im
               heutigen Russland im Hinblick auf die kollektive Erinnerung an den sowjetischen Terror
               zu charakterisieren. Er ist eine Art Anamnese – eine Krankengeschichte, die in der
               Medizin dazu dient, die Natur der Probleme zu verstehen und über die Behandlung der
               Krankheit zu entscheiden. Die Darstellung der Geschichte des sowjetischen Staatsterrors
               ist notwendig, um die Art des Traumas zu begreifen, mit dem es die russische Gesellschaft
               zu tun hat. Sie ist eher ein erweitertes Register der Themen und Fragen rund um die
               Geschichte des Terrors als eine historische Abhandlung. Für Leserinnen und Leser,
               die nicht vom Fach sind und ihre Kenntnisse weiter vertiefen wollen, findet sich im
               Anhang eine Literaturliste zur Geschichte des Staatsterrors in der UdSSR. Die Geschichte des Umgangs mit dem Erbe des Stalinismus von Stalins Tod an bis heute ist ein eigenes Forschungsgebiet. Der Exkurs zu diesem Thema
               im vorliegenden Buch hat gleichfalls vor allem Referenzcharakter. Das gilt auch für
               die Ausführungen zur Erinnerung an den sowjetischen Terror im heutigen Russland: Der
               Autor hat versucht, nichts auszulassen, was für das Verständnis der Situation wesentlich
               ist, erhebt aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Dieser Teil soll vor allem als
               Exposition für die weitere Darstellung dienen.
            

         
      
   

      
               1. Die entzündete Erinnerung
               

            

            Im April 2019 veröffentlichte der Journalist und Videoblogger Juri Dud den Dokumentarfilm Kolyma – die Heimat unserer Angst auf YouTube. Schon bald darauf wurde der Film als »eines der bedeutendsten kulturellen
               und historischen Ereignisse des Jahres« bezeichnet.[14]  Das Filmteam legte bei eisigen Temperaturen 2000 Kilometer auf der Kolyma-Trasse
               zurück und sprach mit Einheimischen und den Kindern der Menschen, die in der Stalinzeit
               in den Lagern im Magadaner Gebiet inhaftiert gewesen waren. Am Beispiel der Kolyma
               erzählt es die Geschichte des Gulag in einer für ein junges Publikum nachvollziehbaren
               Sprache und erklärt, warum dieses Thema uns auch heute noch alle betrifft. In der
               Einleitung sagt Dud:
            

            
               Ich weiß nicht, wie das bei euch ist, aber ich habe von meinen Eltern das ganze Leben
                  lang zu hören gekriegt: »Sei vorsichtig! Mach nicht unnötig auf dich aufmerksam und
                  lehn dich nicht aus dem Fenster, das ist sehr gefährlich. Und überhaupt, wir sind
                  einfache Leute und haben nichts zu sagen.« Woher kommt diese Angst der älteren Generation,
                  dieses Bestreben, nur nicht aufzufallen? Warum haben sie solche Angst, dass selbst
                  das kleinste bisschen Mut unweigerlich bestraft wird? Meine Theorie ist: Diese Angst
                  wurde im letzten Jahrhundert geboren und ist über Generationen hinweg bis auf uns
                  gekommen. Einer der Orte, an denen sie entstand, ist die Kolyma.
               

            

            Der Film wurde in der ersten Woche auf YouTube 9,5 Millionen Mal aufgerufen, und bis
               zum März 2020 stieg die Zahl der Aufrufe auf über 20 Millionen. Diese Werte können
               sich mit Duds erfolgreichsten Interviews mit bekannten jungen Rappern, Journalisten, Politikern
               und Filmemachern messen.
            

            Für das Thema der politischen Repressionen, das in der Regel nicht auf breite Resonanz
               stößt, sind solche Zahlen bisher ohne Beispiel. »Dud ist natürlich längst nicht der Erste, der in die Kolyma-Region kommt, einen Film
               darüber dreht oder mit den Menschen spricht«, schreibt die Gulag-Gedächtnisforscherin
               Darja Chlewnjuk. »Er kann auf dem aufbauen, was durch andere Journalisten, Projekte
               wie den Journalismus-Hackathon von Memorial oder das Gulag-Museum bereits geleistet
               wurde. Aber sein Film ist ein wichtiger Durchbruch zu einem neuen Publikum und belegt,
               dass die neue Generation, die Urenkel der Repressionsopfer, bereit ist, sich in ihrer
               eigenen Sprache mit dieser Vergangenheit auseinanderzusetzen.«[15] 

            Der Erfolg des Films Kolyma ist der deutlichste Beleg dafür, dass sich ein breites gesellschaftliches Interesse
               an Russlands schwieriger Vergangenheit und dem Gedenken an sie entwickelt. Was noch
               vor einigen Jahren nur Autoren und Forscher mit besonders feinem Gespür beschrieben
               hatten,[16]  ist seit Ende der 2010er Jahre offensichtlich: Russland ist besessen von seiner Vergangenheit.
               Der Begriff »Erinnerungskriege«, der zu Beginn des Jahrzehnts nur in Fachkreisen bekannt
               war, die sich mit dem kollektiven Gedächtnis befassten, ist heute in aller Munde.
               Die Nachrichten sind voll von Meldungen über die Einweihung, Schändung oder Demontage
               von Denkmälern für Stalin, Iwan den Schrecklichen oder Fürst Wladimir, über Museen oder Gedenktafeln für diese
               oder jene historische Figur und die nächste Initiative zur Umbenennung Wolgograds,
               und in Umfragen erreichen die Sympathiewerte für Stalin immer neue Höhen.[17] 

            Im Bereich der Massenkultur entfalten sich fieberhafte Aktivitäten – Serien über Stalin und den Gulag finden ein großes Publikum (und ein Telegram-Kanal namens »Stalingulag«
               ist der beliebteste in Russland); Werbebranche und Veranstalter popkultureller Events
               versuchen, mit dem Thema der Repressionen zu spielen;[18]  der Aktionskünstler Petr Pavlensky, der die Tür der Lubjanka anzündete, galt (für
               kurze Zeit) als der wichtigste zeitgenössische Künstler Russlands. 

            Die Historiker schauen in ohnmächtiger Verzweiflung zu, wie sich ihr Forschungsgebiet
               als mächtige Ressource für die Konstruktion von »Geschichtspolitik« erweist. Ihr Urteil
               gewinnt dadurch nicht an Gewicht, ganz im Gegenteil – es interessiert gar nicht mehr.
               Die Erinnerung an die Vergangenheit führt ein Eigenleben. Sie nährt sich von Traumata,
               Wahnvorstellungen, Phobien und dem jeweiligen Tagesgespräch. An Fakten zeigt sie kaum
               Interesse.
            

            In der heutigen russischen Realität hat die Geschichte die Stelle der Politik eingenommen –
               auf diese Besonderheit ist immer wieder hingewiesen worden. Im Fernsehen, in den sozialen
               Medien, auf der Straße und in den Küchen diskutiert man nicht über die Gegenwart,
               sondern über die Vergangenheit. Die Dichterin und Essayistin Maria Stepanova schreibt:
            

            
               Solche Diskussionen (über den Ersten und Zweiten Weltkrieg, Afghanistan, Tschetschenien,
                  die Repressionen der Stalinzeit und den Zusammenbruch der UdSSR) ergeben sich ganz von selbst – in Taxis, Zügen, Wartezimmern von Ärzten, überall,
                  wo sich die Gelegenheit zum Gespräch auftut. Das alles erinnert an einen Familienskandal,
                  nur dass es sich nicht in der Küche, sondern im ganzen, riesigen Land abspielt und
                  nicht nur die Lebenden beteiligt sind, sondern auch die Toten. Sie sind, wie sich
                  herausstellt, lebendiger als alle Lebenden.[19] 

            

            Wer das Geschehen mit distanziertem Blick betrachten kann, muss einen äußerst seltsamen
               Eindruck gewinnen: Russland hat sich mit all seinen Nachbarn überworfen, es befindet
               sich seit langem in einer Wirtschaftskrise ohne Aussicht auf ein baldiges Ende, die
               Regierung kürzt den Haushalt – und die Öffentlichkeit diskutiert mit paranoider Erregung
               über die Vergangenheit.
            

            Dass die Vergangenheit die Menschen so in ihren Bann schlägt, liegt an ihrer Unabgeschlossenheit,
               daran, dass es nicht möglich ist, die Toten gebührend zu begraben und zu betrauern,
               das Erbe anzutreten, Folgerungen aus der Geschichte zu ziehen und nach Abschluss des
               alten Zyklus in einen neuen einzutreten.[20]  Um sich zum grundsätzlichen Problem vorzutasten, lohnt es sich, genauer hinzuschauen,
               wie die »Entzündung« der Erinnerung in diesem Land zustande kommt.
            

            Die Denkmäler für Stalin und seinesgleichen sind nicht plötzlich aus dem Erdboden hervorgekrochen. Seit
               dem Zusammenbruch der UdSSR tauchten sie zunächst vereinzelt auf. Waren sie jedoch in den 2000er und frühen 2010er
               Jahren noch in Schulen, auf Gartengrundstücken oder hinter Firmenzäunen[21]  versteckt, so erobern sie seit Anfang 2014 die Straßen und Plätze. Im Februar 2015
               wurde in Anwesenheit des damaligen Vorsitzenden der Staatsduma, Sergei Naryschkin, das Denkmal für die »Großen Drei« in Jalta enthüllt. Damit wurde
               erstmals seit der Entstalinisierung unter Chruschtschow auch Stalin von staatlicher Seite ein Denkmal gesetzt.
            

            Die durch die Olympischen Spiele in Sotschi ausgelöste Hochstimmung belebte den post-imperialen
               Stolz in den Herzen der Russen neu. Unmittelbar danach machte die Entwicklung um den
               Euromaidan in der Ukraine deutlich, dass sich das postimperiale Projekt in der Krise
               befand. Dies gab den Anstoß für die Mobilisierung. Im Angesicht der Gefahr sollte
               das imperiale Projekt restauriert werden.[22]  Die Annexion der Krim und der anschließende Krieg in der Südostukraine führten in
               Russland zu einer beispiellosen gesellschaftlichen Erschütterung und spülten alle
               ungelösten Probleme der Vergangenheit mit einem Mal wieder an die Oberfläche.
            

            Die russische Staatsmacht suchte nun nach einer Sprache, die möglichst allgemein und
               verbindend sein sollte, um die innerlich tief entzweite (oder besser gesagt, bewusst
               und systematisch gespaltene) Nation zusammenzuführen. Als am geeignetsten erwies sich
               dabei ein Narrativ, das sich nicht um die Gegenwart, sondern um die Vergangenheit
               dreht. Die universalistische Symbolik der Eröffnungs- und Abschlusszeremonie der Olympischen
               Spiele in Sotschi taugte kaum zur Mobilisierung. Hierfür brauchte es patriotische
               und isolationistische Töne, die an die Erfahrung des Sieges über äußere und innere
               Feinde appellierten.
            

            In Russland ist das auch heute noch gleichbedeutend mit der Berufung auf den Sieg
               im Großen Vaterländischen Krieg. Das Problem ist, dass dieser Topos offiziell zu stark
               vereinnahmt wird und dadurch an individueller Mobilisierungskraft verliert. Er eignet
               sich gut für die Erörterung einer »positiven Agenda« und teils auch für den Kampf
               gegen einen äußeren Feind. Für die negative Mobilisierung, bei der nicht Größe, sondern
               Gefahr beschworen werden soll, ist er aber wenig hilfreich. Anders ist es mit der
               Berufung auf Stalin und die Repressionen. Sie bietet ein Ventil für aufgestaute Negativität und
               suggeriert zugleich einen kritischen Diskurs, sogar einen Protest. Deshalb ist sie
               gut geeignet, um mit inneren Feinden fertigzuwerden. 

            Die staatliche Propaganda brauchte nicht einmal direkt auf die Rhetorik der Stalinzeit
               zurückzugreifen. Sie begann einfach, von äußeren und inneren Bedrohungen zu sprechen –
               Strafbrigaden und Milizen, Bandera-Leute und Landesverräter. Sie versah ihre Äußerungen
               mit einem metallischen Unterton und drohte demonstrativ mit der eisernen Faust. Das
               genügte, um den Komplex zu aktivieren, der im Bewusstsein der Russen schlummerte.
               Der Historiker Iwan Kurilla sagte 2016 in einem Interview:
            

            
               Der dramatische Wandel in der Politik des Landes hat bei vielen die Einstellung zur
                  Geschichte geändert. Die Sprache der Stalin-Ära scheint ihnen die naheliegendste,
                  um das gegenwärtige Geschehen zu beschreiben. Zu dieser Zeit dehnte die Sowjetunion
                  ihr Territorium aus, und das war nach damaligem Verständnis ein positiver Prozess.
                  Seit Stalins Zeiten hat es das nicht mehr gegeben. Die Expansion Russlands und die Annexion
                  der Krim war für einen großen Teil unserer Mitbürger der Anstoß, zu einem Bezugsrahmen,
                  einer Weltsicht zurückzukehren, wie wir sie aus der Sowjetunion um die Mitte des 20. Jahrhunderts
                  kennen.[23]  

            

            Die Staatsführung hatte dieses Vorbild nicht bewusst ins Spiel gebracht, aber es entwickelte
               eine Eigendynamik. Bereits im Frühjahr 2014 bekannten in Russland deutlich mehr Menschen
               als bisher ihre Sympathien für Stalin.[24]  Wie in der alten Geschichte vom Zauberlehrling sind die ursprünglich um der Zweckdienlichkeit
               willen entfesselten Kräfte von denen, die sie freigesetzt haben, nicht mehr beherrschbar.
               Beim Tasten nach einer verbindenden Sprache hatte die Staatsführung an eine gemeinsame
               Wunde gerührt. Sie hatte auf die sensiblen Bereiche des »Körpers der Nation« gezielt
               und die Stellen getroffen, wo das Trauma saß.
            

            Das Trauma ist das wichtigste Organisationsprinzip des reanimierten Komplexes. Was
               auf den ersten Blick wie die Wiederbelebung des Kolosses, die Rückkehr zum Staatsmodell
               der UdSSR unter Stalin aussieht, erweist sich bei näherem Hinsehen als Anhäufung disparater Elemente
               ohne innere Einheit.
            

            Besonders klar ersichtlich wird das in der Außenpolitik, wo ein ganzes Geflecht an
               Sichtweisen und Reaktionen aus der Zeit des Kalten Krieges wiedererweckt wird. Das
               heutige Russland hat der Welt, anders als die Sowjetunion, keine alternative politische
               Ordnung, keine Werte und Ideale zu bieten. Da der Staat nicht in der Lage ist, seinen
               Status als Supermacht wiederzuerlangen, bedient er sich einer Art sympathetischer
               Magie: Er legt die Gewänder der Vergangenheit an, um in die Zeiten zurückzukehren,
               in denen das Gras noch grüner und er selbst stärker und unerbittlicher war. Die Bevölkerung
               spielt dabei willig mit. Die Erinnerung an das Leben im Kalten Krieg ist schließlich
               noch recht frisch und leicht wiederzubeleben.
            

            Ähnlich verläuft die Entwicklung bei der Innenpolitik. Ein Staat, dessen Repressionsorgane
               keine ideologische Motivation haben und nicht vom Glauben an die Richtigkeit ihrer
               Sache, sondern bloß von Gier und Angst angetrieben sind, spielt das Regime der festen Hand nur. Und die Bürgerinnen und Bürger spielen bereitwillig das Leben unter einem solchen Regime. In diesem Kontext gewinnen der
               starke Anstieg der Verfahren wegen »Extremismus« und »Hochverrat« und die Kampagnen
               gegen »ausländische Agenten« und »fünfte Kolonnen« an Plausibilität – sie funktionieren
               und kommen bei der Mehrheit an. Selbst rein technische Maßnahmen wie die Einführung
               gebührenpflichtiger Parkplätze, der Abriss von Verkaufsständen und die Instandsetzung
               zentraler Straßen in Moskau werden nach dem Muster stalinistischer Kampagnen[25]  durchgeführt.
            

            Für die Sterilität und mangelnde Lebensfähigkeit der Konstrukte, mit denen wir es
               heute zu tun haben, spricht auch ihr hoffnungslos eklektischer Charakter. Sie verbinden
               Elemente der sowjetischen Ideologie mit Versatzstücken des Monarchismus, Orthodoxie
               mit Faschismus, Kommunismus mit Kapitalismus, Moderne mit Postmoderne. In dem allgemeinen
               »weltanschaulichen Rahmen« werden Phänomene sehr unterschiedlicher Herkunft untergebracht
               und zusammen mit Angst und Traumata nach Bedarf zusammengesetzt.
            

            In dieser krampfhaften Aktivierung des »Stalinkomplexes« kann man paradoxerweise auch
               ein wichtiges Zeichen der Hoffnung sehen. Die Auseinandersetzung mit der traumatischen
               Vergangenheit, die durch eine Vielzahl politischer, sozialer und psychologischer Faktoren
               behindert wird, dringt auf diese Weise endlich in alle Ecken Russlands vor, so dass
               das Land faktisch genötigt wird, diese Vergangenheit ernsthaft aufzuarbeiten. Die
               Erinnerung an den sowjetischen Terror ist bis heute in vielerlei Hinsicht privat und
               in den Tiefen des Inneren verborgen geblieben. Sie hat die Haltung zur Gegenwart von
               dort aus unmerklich beeinflusst[26]  oder »von außen« gewirkt, beschleunigt und an der Oberfläche. Jetzt kann sie ihre
               volle Kraft entfalten. 

            Die gemeinsame Aufarbeitung des gemeinsamen Schmerzes ist eine unabdingbare Voraussetzung
               für die Heilung. Mit staatlichen Maßnahmen allein ist es in solchen Fällen nicht getan.
               Auch die Bemühungen des aktiven Teils der Zivilgesellschaft sind für sich genommen
               nicht hinreichend. Die Bedeutung der Arbeit von Organisationen wie Memorial ist gar
               nicht hoch genug einzuschätzen. Aber die Mitglieder von Memorial sehen ihre Aufgabe
               ausdrücklich darin, der Gesellschaft Material, Fakten für eine Neubewertung der Vergangenheit
               zu liefern. Sie können diese Neubewertung nicht stellvertretend für die Gesellschaft und gegen den Widerstand des Staates vornehmen.
            

            Die Diskussion über die Repressionen und das Erbe des Stalinismus hat in den letzten
               Jahren die gesamte Gesellschaft erfasst. Sie ist oft beängstigend und schmerzhaft,
               aber anders ist das kaum vorstellbar, wenn eine Eiterbeule aufbricht.
            

            Man kann noch ein Stück weiter gehen. Russland braucht die Auseinandersetzung über
               das Gedächtnis nicht um ihrer selbst willen. Sie ist die Voraussetzung für eine weit
               schwierigere Aufgabe: den Versuch, auf nationaler Ebene zu einer gemeinsamen Sprache
               zu finden. Der Schmerz, der vor allem mit der Stalinzeit assoziiert wird, ist vielleicht
               die einzige wirklich gemeinsame Erfahrung, die nicht nur die Russen, sondern alle
               Bewohner des postsowjetischen Raums eint oder einen könnte. Diese Art der Vereinigung
               hat nichts mit der forcierten »Heimholung« zu tun, auf die die Initiatoren der Mobilisierung
               nach der Krim-Annexion hinauswollten. Sie könnte zu einer Diskussion über die Bedeutung
               und Notwendigkeit des Zusammenlebens in diesem Raum führen – über gemeinsame Ziele
               und generell darüber, wofür es sich lohnt, Kompromisse einzugehen.
            

         
      
   

      
               2. Terror im Staatsdienst: 1917-1953
               

            

            Was sich von 1917 bis 1991 in der Sowjetunion abspielte, war ein grausames Experiment
               an einem ganzen Volk, das eine der blutigsten Diktaturen der Menschheitsgeschichte
               hervorbrachte. Der Sowjetstaat trug während der gesamten Dauer seiner Existenz Merkmale
               einer Diktatur. Die traumatischste Periode, die vom totalen Terror des Staates gegen
               seine eigenen Bürger geprägt war, endete jedoch mit dem Tod Stalins und dem Zusammenbruch des Gulag-Systems. Deshalb beschränken wir uns bei der
               Betrachtung der Geschichte der »schwierigen Vergangenheit« Russlands vor allem auf
               diesen Zeitraum. 

            
               
                  Revolution und Bürgerkrieg 
                  

               

               In den 1910er Jahren war die russische Gesellschaft tief gespalten. Es hatten sich
                  Konflikte angestaut, die die Führung des Russischen Kaiserreichs nicht effektiv lösen
                  konnte. Die zunehmende Industrialisierung brachte einen starken Anstieg des Proletariats
                  mit sich, der Krieg lief schlecht für Russland und war in der Bevölkerung (vor allem
                  der Armee) nicht populär. In einer Situation, in der praktisch Anarchie im Land herrschte,
                  ergriffen die Bolschewiki, gestützt auf das Proletariat, die Macht in den Industriestädten.[27]  Sie manipulierten die gespaltene Gesellschaft, um die Macht an sich zu reißen und
                  zu behalten. Um die – bis heute nicht vollständig überwundene – Spaltung aufrechtzuerhalten,
                  bedienten sie sich des Terrors.
               

               Eine unmittelbare Folge der bolschewistischen Machtergreifung war der Bürgerkrieg,
                  der zwischen 1917 und 1922 auf dem gesamten Gebiet des ehemaligen russischen Imperiums
                  ausbrach. Die Todesfälle durch Verhungern und Epidemien eingerechnet, fielen ihm schätzungsweise
                  10,5 Millionen Menschen zum Opfer. Die Gewalt, die die neue Staatsmacht gegen ihre
                  eigenen Bürger ausübte, ging jedoch über die reinen Kriegshandlungen hinaus. Laut
                  der Historikerin Galina Iwanowa »war der Bürgerkrieg im Wesentlichen ein langwieriger,
                  nicht erklärter Krieg der Partei und des Staates gegen die Zivilbevölkerung ihres
                  Landes«.[28] 

               Die Bolschewiki stützten ihre Macht von Anfang an auf militärische Mobilisierung,
                  Festungsmentalität (vgl. das Dekret »Das sozialistische Vaterland ist in Gefahr« vom
                  18. Februar 1918) und die Suche nach äußeren und inneren Feinden.
               

               Der innere Antrieb der neuen Ordnung war der Kampf gegen den »Klassenfeind«, einen
                  Verbrecher neuen Typs, den die Funktionslogik des Sowjetstaats selbst hervorgebracht
                  hatte. Die »traditionelle« Kriminalität war aus bolschewistischer Sicht ein Produkt
                  des bürgerlichen Systems und würde mit dem endgültigen Sieg der Revolution verschwinden.[29]  Deshalb betrachteten die Bolschewiki die Kriminellen eher als ihre Bundesgenossen.
                  Die Gegner waren für sie die »Klassenfeinde«, deren einziges Vergehen in ihrer Zugehörigkeit
                  zur »Ausbeuterklasse« bestand. Gegen sie galt es die entschiedensten Maßnahmen zu
                  ergreifen. Mit der Zeit wurde die Kategorie der Kriminellen, mit denen am härtesten
                  zu verfahren war, um Personen erweitert, die wegen konterrevolutionärer Aktivitäten
                  angeklagt waren. Dabei handelte es sich teils um Menschen, die das Sowjetsystem tatsächlich
                  bekämpften, teils um deren Sympathisanten. Auf diese Weise legalisierte die Sowjetmacht
                  die Verfolgung Andersdenkender. Für die Bekämpfung solcher Verbrechen war nicht die
                  traditionelle Justiz, sondern die politische Polizei – Tscheka und NKWD – zuständig. Anfangs gab es viele Doppelungen zwischen diesen Strukturen. Im Jahr
                  1922 wurden sie zusammengelegt: Die Tscheka als eigenständige Organisation wurde abgeschafft
                  und ihre Strukturen unter dem Namen GPU in das NKWD integriert.
               

               Als Mittel im Kampf gegen den Klassenfeind und die Konterrevolution wurde von Anfang
                  an politischer Terror eingesetzt. Es ist das »Verdienst« der Bolschewiki, ihn als
                  politisches Instrument im Dienste des Staates legitimiert zu haben. Sie gingen in
                  dieser Hinsicht viel weiter als Marx und Engels. Leo Trotzki schreibt in Terrorismus und Kommunismus:
               

               
                  Wer prinzipiell den Terrorismus, d.h. die Unterdrückungs- und Abschreckungsmaßnahmen in Bezug auf die erbitterte und
                     bewaffnete Gegenrevolution ablehnt, der muss auf die politische Herrschaft der Arbeiterklasse,
                     auf ihre revolutionäre Diktatur verzichten. Wer auf die Diktatur des Proletariats
                     verzichtet, der verzichtet auf die soziale Revolution und trägt den Sozialismus zu
                     Grabe. […]
                  

                  Die Frage, wer im Lande zu herrschen hat, d.h. ob die Bourgeoisie leben oder untergehen soll, wird von beiden Seiten nicht durch
                     Hinweise auf die Verfassungsparagraphen, sondern durch Anwendung aller Arten der Gewalt
                     entschieden werden.
                  

                  […] Je erbitterter und gefährlicher der Widerstand des niedergeworfenen Klassenfeindes
                     ist, desto unvermeidlicher verdichtet sich das System der Repressalien zu einem System
                     des Terrors.[30] 

               

               Die Praxis entsprach der Theorie. Am 5. September 1918 erließ der Rat der Volkskommissare
                  der RSFSR das Dekret »Über den Roten Terror«. Darin wurde erklärt, »daß es notwendig ist, die
                  Sowjetrepublik von den Klassenfeinden zu befreien, weshalb diese in Konzentrationslagern
                  zu isolieren sind. […] Alle Personen, die zu weißgardistischen Organisationen, Verschwörungen
                  und Aufständen in Beziehung stehen, sind zu erschießen.« Die Zahl der Opfer dieser
                  Terrorwelle lässt sich nicht genau bestimmen. Offiziellen Schätzungen zufolge richtete
                  allein die Tscheka in der zweiten Jahreshälfte 1918 4500 Menschen hin[31]  (nach inoffiziellen Schätzungen waren es schon im Herbst 1918 mindestens 10000 bis 15000[32] ).
               

               Bereits im Sommer 1918 begann die Sowjetführung, die »Konzentrationslager«, in denen
                  zuvor Kriegsgefangene des Ersten Weltkriegs festgehalten worden waren, zur Isolierung
                  ihrer ideologischen Gegner zu nutzen.[33]  Im Frühjahr 1919 erließ das Allrussische Zentrale Exekutivkomitee der Sowjets einen
                  Beschluss über Zwangsarbeitslager und wies die regionalen Tscheka-Abteilungen an,
                  in jeder Provinzstadt Lager einzurichten und sie der Aufsicht des NKWD zu überstellen. Ende 1919 gab es auf dem Gebiet der Russischen Föderativen Sowjetrepublik
                  (RSFSR) 21 Lager; Ende 1921 waren es bereits 122 Lager mit über 60000 Insassen.
               

               Obwohl der Terror offiziell mit dem Kampf gegen den Klassenfeind gerechtfertigt wurde,
                  richtete er sich schon bald nach der Revolution auch gegen das Proletariat und die
                  Bauernschaft. Bereits ab 1918 gab es im Zusammenhang mit der Beschlagnahmung von Lebensmitteln
                  im Zuge der Ablieferungspflicht im ganzen Land antibolschewistische Bauernaufstände.
                  Zu den größten gehörten der sogenannte Tschapan-Aufstand in der Provinz Samara im
                  März/​April 1919 (etwa 100000 bis 150000 Teilnehmer), der Aufstand von Tambow 1920-1921 (etwa 55000 Teilnehmer) und der westsibirische Aufstand 1920-1921. Sie wurden von der Roten
                  Armee besonders grausam unterdrückt. Der Aufstand von Tambow, bei dem erstmals in
                  der Geschichte chemische Waffen gegen die Bürger des eigenen Landes eingesetzt wurden,
                  forderte 11000 Opfer.
               

            

            
               
                  Industrialisierung, Kollektivierung und die Geburt des Gulag
                  

               

               Anfangs rechtfertigte die Sowjetführung den Terror mit der Übergangssituation und
                  der Notwendigkeit der revolutionären und militärischen Mobilisierung. Als der Bürgerkrieg
                  endete und die Bolschewiki ihre Macht konsolidiert hatten, wurde der Terror jedoch
                  nicht abgestellt, sondern im Gegenteil zunehmend institutionalisiert. Die entscheidende
                  Rolle dabei spielte Lenins Nachfolger an der Partei- und Staatsspitze: Josef Stalin.
               

               Er nutzte Ende der 1920er Jahre die heraufziehende Wirtschaftskrise, um seine persönliche
                  Macht zu festigen und sich gegen seine Gegner in den Reihen der KPdSU(b) durchzusetzen: erst gegen die »linke Opposition« mit Trotzkis Vertreibung als Höhepunkt und dann gegen die »Rechtsabweichler« (die »Zerschlagung
                  der Bucharin-Gruppe«). Um seine Politik nicht mit anderen Kräften abstimmen zu müssen,
                  übertrug Stalin 1928-1929 (dieser Zeitraum wurde später als die »Große Wende« bezeichnet) die
                  Methoden des »Klassenkampfes« und des revolutionären Angriffs auf die Wirtschaft.[34]  Der forcierte Übergang von der Agrar- zur Industriewirtschaft führte zu einer neuen
                  Dimension des Staatsterrors. Das Regime ging gewaltsam gegen die Bauernschaft vor
                  und baute das Strafvollzugssystem so um, dass es Zwangsarbeitsressourcen im industriellen
                  Maßstab lieferte, um die wirtschaftlichen Ziele des Staates zu erreichen.
               

               Der industrielle Durchbruch stützte sich auf die Beschlagnahme des Eigentums der Bauern
                  und die zwangsweise Überführung ihrer Betriebe in Kolchosen. Die »Kollektivierung
                  des ländlichen Raums« während des ersten Fünfjahresplans von 1929 bis 1933 war in
                  Wirklichkeit eine innere Kolonisierung des Landes – ein Krieg des Staates gegen die
                  damals größte und tatkräftigste Bevölkerungsklasse in Russland. Im Zuge der »Entkulakisierung«
                  wurden die wohlhabendsten Bauern, aber auch einfach Gegner der Kollektivierung hingerichtet,
                  in Lager geschickt (300000 Menschen), in Zwangsansiedlungen verbannt (2,2 Millionen Menschen) oder in die
                  landwirtschaftlich schlechtesten Gebiete der Region umgesiedelt (über 2 Millionen
                  Menschen).[35] 

               Im Zuge der Kollektivierung verarmten die Dörfer, landwirtschaftliche Produktion und
                  Viehbestand gingen zurück. Dazu kam die furchtbare Hungersnot von 1932-1933, die je
                  nach Schätzung bis zu 7 Millionen Menschen das Leben kostete.[36]  Die Bauern reagierten mit Aufständen im ganzen Land. Hatte es in den Jahren 1926
                  und 1927 insgesamt 63 Massendemonstrationen gegen die Regierung gegeben, so waren
                  es 1929 über 1300 und 1930 fast 14000.[37]  Alles in allem beteiligten sich etwa 3,4 Millionen Bauern an den Massenaufständen
                  im Jahr 1930;[38]  die gesamte Landbevölkerung der UdSSR umfasste nach einer Erhebung von 1926 76,3 Millionen Menschen. Je mehr sich der Hunger
                  ausbreitete, desto schwerer wurde es für die Bauern, die überzogenen Ablieferungsquoten
                  zu erfüllen. Bezeichnend für das »Krisenmanagement« der Bolschewiki in dieser Situation
                  war das sogenannte Fünf-Ährchen-Gesetz vom 7. August 1932, das für den Diebstahl von
                  Staatseigentum die Todesstrafe oder zehn Jahre Haft vorsah.
               

               Eine weitere Folge der Kollektivierung war die Einrichtung des Gulag-Systems in seiner
                  klassischen Form. Die plötzliche Ausweitung des Terrors erforderte eine Umstrukturierung
                  des Repressionsapparats. Zu diesem Zweck wurden die Haftanstalten der OGPU übertragen. Sie wurde auch mit dem Aufbau eines Lagersystems nach dem »Solowezki-Modell«
                  beauftragt – einem globalen System des Einsatzes von Zwangsarbeitskräften für wirtschaftliche
                  Ziele. Die erste Bewährungsprobe für die Funktionsfähigkeit des neuen Systems war
                  der Bau des Weißmeer-Ostsee-Kanals durch Häftlinge des eigens dafür eingerichteten
                  Arbeitslagers BelBaltLag.
               

               In den 1930er Jahren erhielt das Gulag-System die Zuständigkeit für ganze Segmente
                  des sowjetischen Industrieapparats. Das BamLag wurde mit dem Bau der Baikal-Amur-Magistrale
                  und dem Ausbau der Transsibirischen Eisenbahn betraut, das DmitLag mit dem Bau des
                  Moskau-Wolga-Kanals, das VorkutLag mit dem Kohleabbau und das NorilLag mit dem Bau
                  eines Nickelwerks in Norilsk. Komplette Industriegebiete im Ural (Magnitogorsk, Tscheljabinsk),
                  in Westsibirien (Kusbass, Nowosibirsk) und im Fernen Osten (Komsomolsk am Amur, Kolyma)
                  wurden mithilfe von Gefangenenarbeit exploitiert.
               

               Das größte derartige Industrieprojekt war der Lager-Industrie-Komplex Dalstroi in
                  der Kolyma-Region. Zu seinen Aufgaben gehörten die forcierte Auffindung und Gewinnung
                  von Gold und anderen strategisch wichtigen Mineralien sowie die Erschließung und Ausbeutung
                  der unbewohnten Gebiete im Nordosten. Von 1932 bis 1954 waren insgesamt 860000 Häftlinge in Dalstroi interniert, von denen mindestens 121000 umkamen und etwa 13000 erschossen wurden.[39] 

            

            
               
                  Die Jahre des Großen Terrors
                  

               

               In den Jahren 1937/​38 wuchs die Gefahr eines Krieges in Europa. Dazu kam die Niederlage
                  der republikanischen Seite im Spanischen Bürgerkrieg. In dieser Situation führte die
                  habituelle Angst Stalins und seiner Umgebung vor einem Verrat durch die »fünfte Kolonne« zu einer neuen
                  Welle von Repressionen gegen potenzielle innere Feinde, Spione und Unzufriedene. Sie
                  wurde unter dem Namen »Großer Terror« bekannt.
               

               Stalin nahm die Ermordung Sergei Kirows, des Leiters der Leningrader Parteiorganisation,
                  am 1. Dezember 1934 zum Anlass, jegliche Opposition endgültig auszuschalten. Von 1936
                  bis 1938 wurden die sogenannten Moskauer Prozesse gegen Lew Kamenew und Grigori Sinowjew, Nikolai Bucharin und Alexei Rykow durchgeführt. Es gab Massensäuberungsaktionen in Partei und Politbüro,
                  aber auch in der Armee und dem zu mächtig gewordenen NKWD. So wurde etwa Marschall Michail Tuchatschewski, der stellvertretende Volkskommissar
                  für Verteidigung, vor Gericht gestellt und exekutiert, ebenso der ehemalige Volkskommissar
                  des Inneren und NKWD-Chef Genrich Jagoda sowie später dessen Nachfolger Nikolai Jeschow und seine Vertrauten.
               

               Entgegen der vorherrschenden Meinung waren es jedoch nicht die Maßnahmen zur Unterdrückung
                  der Nomenklatura, die die Basis des Großen Terrors bildeten, sondern massenhafte Strafaktionen
                  gegen gewöhnliche Bürger. Die umfassendste dieser Aktionen war die Operation gegen
                  »antisowjetische Elemente« auf der Grundlage des berüchtigten NKWD-Befehls Nr. 00447. Sie richtete sich unter anderem gegen »Kulaken«, die bereits Gefängnisse und
                  Lager durchlaufen hatten, ehemalige Weißgardisten und überlebende zaristische Beamte.
                  Ein weiterer Bestandteil des Großen Terrors waren die »nationalen Operationen« gegen
                  in der Sowjetunion ansässige Polen, Deutsche, Rumänen, Letten, Esten, Finnen, Griechen,
                  Afghanen, Iraner, Chinesen, Bulgaren und Mazedonier sowie »Harbiner« – ethnische Russen,
                  die bei der Ostchinesischen Eisenbahn angestellt gewesen waren.[40]  Innerhalb von 16 Monaten wurden rund 1,6 Millionen Menschen verhaftet, von denen
                  682000 erschossen wurden. Mit dem Großen Terror war Stalins Ein-Mann-Diktatur endgültig etabliert und der Repressionsapparat gestärkt.
                  Ende 1938 gab es bereits 50 Lagerkomplexe im Land.
               

            

            
               
                  Das Gefängnissystems im Zweiten Weltkrieg[41] 

               

               Für die meisten Sowjetbürger begann der Zweite Weltkrieg erst am 22. Juni 1941 mit
                  Hitlers Überfall auf die UdSSR. Für den sowjetischen Unterdrückungsapparat fing er hingegen wie für den Rest der
                  Welt im September 1939 an, mit dem Einmarsch der Roten Armee in Polen, gut zwei Wochen
                  nachdem die deutsche Wehrmacht von Westen nach Polen eingefallen war. Von 1939 bis
                  1941 organisierte das NKWD massive Repressionen gegen die lokale Bevölkerung in den neu annektierten Gebieten
                  in Ostpolen, Bessarabien (Westukraine, West-Belarus, Moldawien) und den baltischen
                  Staaten, um Aufstände und Verschwörungen zu verhindern.
               

               1940 wurden über 100000 polnische Soldaten in NKWD-Lagern auf russischem Gebiet interniert; über 20000 von ihnen wurden erschossen. Im Juni 1941 fanden Massendeportationen statt, um
                  Estland, Lettland, Litauen, Belarus und Moldawien von »antisowjetischen, kriminellen
                  und sozial gefährlichen Elementen« zu »säubern«. Mehr als 55000 Menschen kamen nach Mittel- und Ostrussland und in Lager. Auch Zehntausende überwiegend
                  jüdischer Flüchtlinge, die aus den von NS-Deutschland besetzten Gebieten geflohen waren, wurden in Lager und Umsiedlungszentren
                  gebracht.[42] 

               Die Mobilmachung für den Krieg verschärfte die Repression gegen alle, die dem Verdacht
                  ausgesetzt waren, für den Feind zu arbeiten. Nach dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion
                  im Juni 1941 erschoss man die Gefangenen in den neu annektierten Gebieten entweder
                  oder evakuierte sie eilig ins Landesinnere. 1941 ließ die Sowjetführung mehr als 950000 Russlanddeutsche, die auf dem europäischen Gebiet der RSFSR, in Transkaukasien und im Wolgagebiet lebten, nach Osten deportieren.[43]  Deutsche und Angehörige anderer Nationalitäten, deren Länder sich im Krieg mit der
                  UdSSR befanden, wurden in die sogenannte Arbeitsarmee eingezogen.[44] 

               Alle Personen, die in den besetzten Gebieten lebten oder arbeiteten, auch ehemalige
                  Partisanen und Kriegsgefangene, kamen in spezielle Überprüfungs- und Filtrationslager
                  des NKWD. Von 1941 bis 1944 durchliefen über 400000 Personen diese Lager. Ende 1943 und in der ersten Jahreshälfte 1944 wurden unter
                  dem Vorwand des Kampfes gegen »Kollaborateure« ganze Völker aus ihren angestammten
                  Wohnorten vertrieben, insgesamt über eine Million Menschen – Kalmücken, Tschetschenen,
                  Inguschen, Karatschaier, Balkaren sowie die auf der Krim lebenden Bulgaren, Griechen
                  und Tataren.[45] 

               Das heißt jedoch nicht, dass die sowjetische Führung über dem Kampf gegen potenziell
                  unzuverlässige Personen die Repressionen gegen das Proletariat und die Bauernschaft
                  vernachlässigt hätte. Während des Krieges erreichten die Repressionen anlässlich von
                  Alltagsdelikten ein nie dagewesenes Ausmaß. Hintergrund war die Verschärfung des Arbeitsrechts
                  in den Jahren 1939-1940. Es kam zu strafrechtlichen Verurteilungen wegen Unpünktlichkeit,
                  Nichterscheinen zur Arbeit, der Herstellung minderwertiger Produkte und unerlaubtem
                  Verlassen des Arbeitsplatzes. Zwischen der zweiten Hälfte des Jahres 1940 und 1945
                  wurden über 9,5 Millionen Urteile wegen arbeitsrechtlicher Vergehen verhängt. 2,25
                  Millionen Personen wurden zu Lager- und Haftstrafen und 7,3 Millionen zu Besserungsarbeit
                  verurteilt, bei der ein Teil des Lohns an den Staat abgeführt werden musste.[46] 

            

            
               
                  Der »kalte Frieden« 1946-1953
                  

               

               Der Sieg über Hitlerdeutschland, die Einrichtung einer Pufferzone aus acht osteuropäischen
                  Satellitenstaaten als zusätzliches Bollwerk gegen den Westen und der erste erfolgreiche
                  Atomtest 1949 verliehen der sowjetischen Führung ein bis dahin nicht gekanntes Selbstvertrauen.
                  Die Nachkriegsjahre waren geprägt von der brutalen Sowjetisierung der 1940 annektierten
                  westlichen Gebiete. In der Ukraine wurden 500000 Menschen verfolgt und 153000 von ihnen getötet. In Litauen lag die Zahl der Repressionsopfer bei 270000 oder 10 Prozent der Bevölkerung.[47]  Verfolgt wurden Leute, die mit dem Feind in Kontakt standen oder sich in den besetzten
                  Gebieten aufhielten. Faktisch »exportierte« die Sowjetunion die repressive Politik
                  in die osteuropäischen Länder innerhalb ihres Machtbereichs.
               

               In der UdSSR selbst ging die Anzahl der Gulag-Insassen nach den politischen Repressionen der Vorkriegszeit
                  nicht – wie oft angenommen – zurück, sondern erreichte vielmehr einen Höchststand.
                  Die (teilweise staatlich verursachte) Hungersnot von 1946-1947 führte zu einer drastischen
                  Verschärfung der Strafen für »Diebstahl von staatlichem und öffentlichem Eigentum«
                  (Dekrete vom 4. Juni 1947). Zwar gab es im Vergleich zur Vorkriegszeit weniger Verurteilungen
                  wegen politischer Vergehen, dafür jedoch umso mehr aufgrund der neuen Gesetze. So
                  »wurde das gesamte sowjetische Strafrecht zu einem System, in dem immer weniger Raum
                  für Recht blieb«.[48]  Von 1947 bis 1953 gab es mehr als 1,6 Millionen Verurteilungen aufgrund dieser Artikel.
                  Insgesamt wurden zwischen 1946 und 1952 insgesamt mindestens 15 Millionen Menschen
                  verurteilt und aufgrund administrativer Anordnungen zwangsumgesiedelt. Etwa 7 Millionen
                  von ihnen wurden in Lagern inhaftiert.[49] 

               Angesichts der wachsenden Spannungen zwischen der UdSSR und dem Westen zeigte die sowjetische Führung weniger Hemmungen, Kampagnen zur »Disziplinierung«
                  der Intelligenz und der wissenschaftlichen Gemeinschaft durchzuführen. Die ersten
                  Nachkriegsjahre waren gekennzeichnet durch einen Erlass des Zentralkomitees der Kommunistischen
                  Partei »Über die Zeitschriften Swesda und Leningrad« (1946), den Prozess gegen die Biologen Nina Kljujewa und Grigori Roskin (1947), die zweite Hetzkampagne gegen die Genetik (1948), die Kampagne
                  des »Kampfs gegen den Kosmopolitismus« (1949) und den Prozess gegen das Jüdische Antifaschistische
                  Komitee (1948-1952). Die Nomenklatura wurde durch die »Leningrader Affäre« 1949-1952
                  diszipliniert, die mit einer Welle von Repressionen gegen die Führer osteuropäischer
                  Länder einherging. Die Opfer waren Leiter der Leningrader Parteiorganisationen und
                  aus Leningrad stammende Entwicklungskader in anderen Städten der UdSSR.
               

               In der Wirtschaft wurde die Mobilisierungsstrategie mit dem Kriegsende nicht aufgegeben,
                  sondern noch intensiviert. 1952 führte der Ausbruch des Koreakrieges, einer indirekten
                  Konfrontation mit den Vereinigten Staaten, zu einer massiven wirtschaftlichen Mobilisierung,
                  um den militärischen Herausforderungen zu begegnen. Die Investitionsausgaben des Kriegs-
                  und Marineministeriums waren 1952 mehr als doppelt so hoch wie 1951. Für die folgenden
                  Jahre war eine noch drastischere Erhöhung der Militärausgaben geplant.[50]  Ungeheure Mittel wurden für »Stalins Baustellen des Kommunismus« bereitgestellt, darunter die Wasserkraftwerke
                  Kujbyschew, Stalingrad und Kachowka, der Turkmenische Hauptkanal, der Südukrainische
                  Kanal, der Nord-Krim-Kanal und der Wolga-Don-Kanal, die Eisenbahnstrecken Salechard-Igarka
                  und Komsomolsk-Pobedino und der 13,6 Kilometer lange Tunnel unter dem Tatarensund
                  zur Insel Sachalin.[51]  Unmittelbar nach Stalins Tod ließ die sowjetische Führung die Pläne zur Erhöhung der Militärausgaben
                  fallen und strich viele kostspielige Bauprojekte, da sie »nicht durch dringende volkswirtschaftliche
                  Bedürfnisse bedingt« seien.
               

               Als der »Führer der Völker« starb, war der Gulag ein wucherndes, unrentables und ineffizientes
                  Lagersystem, in dem eine große Zahl zu Unrecht Verurteilter interniert war. Anfang
                  1953 befanden sich 5,5 Millionen Menschen – etwa 3 Prozent der Gesamtbevölkerung –
                  in den verschiedenen Gulag-Einrichtungen, davon etwa 2,5 Millionen in Lagern, über
                  150000 in Gefängnissen und über 2,8 Millionen in Umsiedlungsorten und in der Verbannung.[52] 

               Lenins und Stalins Politik des Terrors hat nicht nur Millionen von Toten verursacht und Dutzende
                  Millionen von Leben zerstört. Sie hat auch die russische Landschaft verwüstet, die
                  sozialen Bindungen zusammenbrechen lassen und zum Niedergang des Verwaltungs-, Justiz-
                  und politischen Systems, der Herausbildung einer ineffizienten und veralteten Ökonomie
                  und zur Errichtung totalitärer Regime in benachbarten Staaten geführt. Obwohl die
                  Grundlagen des Gulag-Systems in den späten 1950er und frühen 1960er Jahren weitgehend
                  aufgelöst wurden, sind die Folgen der sowjetischen Terrorpolitik bis heute zu spüren.
               

            

         
      
   

      
               3. Das Gulag-Gedächtnis in der Sowjetunion und im postsowjetischen Russland
               

            

            Die Erblast der Ereignisse von 1917 bis 1953 und namentlich der stalinistischen Repressionen
               als äußerster Ausprägung der totalitären Natur des Sowjetstaats war allein schon aufgrund
               ihres Ausmaßes und ihrer Unausweichlichkeit ein Thema, mit dem sich Staatsführung
               und Gesellschaft in der sowjetischen und postsowjetischen Zeit immer wieder auseinandersetzen
               mussten. Die Geschichte der Sowjetunion und Russlands nach Stalins Tod lässt sich in weiten Teilen anhand dieses Prozesses beschreiben. Dazu
               gehören auch die wiederholten Versuche, sich des Themas zu bemächtigen und es zu instrumentalisieren,
               um politische Gegner zu bekämpfen und Freund-Feind-Einteilungen zu etablieren. Dies
               kehrte sich allerdings oft gegen die Initiatoren selbst: Irgendwann gehorchte das
               Werkzeug ihnen nicht mehr.
            

            
               
                  Das Gedächtnis als Instrument der Machtsicherung: Entstalinisierung unter Chruschtschow und Tauwetter (1956-1968)
                  

               

               Die Geschichte der Überwindung und Verurteilung des Stalinismus beginnt bald nach
                  Stalins Tod.[53]  Ihr zentrales Ereignis ist Chruschtschows »Geheimrede« Über den Personenkult und seine Folgen auf dem XX. Parteitag der KPdSU im Februar 1956. Sie basierte auf Daten, die eine von dem ZK-Sekretär Pjotr Pospelow geleitete Kommission zusammengetragen hatte. Chruschtschow verurteilte den »Personenkult« und die Verletzung des Prinzips der »kollektiven
                  Führung« und machte Stalin verantwortlich für die Massenunterdrückung und die Deportationen der späten
                  1930er und frühen 1950er Jahre.
               

               Für die Einordnung der Chruschtschow’schen »Entstalinisierung« ist es wichtig zu sehen, dass ihren Initiatoren
                  allenfalls teilweise an einer Wiederherstellung der Gerechtigkeit gelegen war. Die
                  Verurteilung des »Personenkults« ist dementsprechend etwas ganz anderes als eine Übergangsjustiz,
                  die eine rechtsstaatliche Ordnung herstellen und den Rückfall in die Diktatur unmöglich
                  machen soll.[54]  Der Stalinismus war ein so totales System und so eng mit dem Kult um Stalins Person verbunden, dass der abrupte Ausstieg und der Bruch mit ihm unumgänglich
                  war, um überhaupt handlungsfähig zu bleiben. Der Kampf gegen den Personenkult hätte
                  für jeden der potenziellen Nachfolger Stalins auf der politischen Agenda gestanden. Er richtete sich weniger gegen die Methoden
                  und die Gewalt als solche, die weitgehend beibehalten wurden, als gegen die Totalität
                  des Systems. Anne Applebaum schreibt in ihrem Buch Der Gulag:
               

               
                  Insgesamt war die Rede recht tendenziös. Bei der Aufzählung von Stalins Verbrechen konzentrierte sich Chruschtschow fast ausschließlich auf die Opfer von 1937/​38 und hob insbesondere
                     die 98 Mitglieder des Zentralkomitees der Partei sowie die Hand voll alter Bolschewiken
                     hervor, die erschossen wurden. »Die Welle der Massenverhaftungen ging im Jahre 1939
                     zurück«, behauptete er, was eine glatte Lüge ist, denn in Wirklichkeit stieg die Zahl
                     der Häftlinge in den vierziger Jahren weiter an. Chruschtschow erwähnte weder die Kollektivierung noch den Hunger in der Ukraine oder
                     die Massenrepressalien in der Westukraine und in den baltischen Staaten – vielleicht,
                     weil er selbst darin verwickelt war.[55] 

               

               Der politische und manipulative Charakter der Verurteilungen des Stalinismus auf dem
                  XX. Parteitag wird auch daran deutlich, dass keine der für eine Übergangsjustiz üblichen
                  Maßnahmen ergriffen wurde. Es gab keine Prozesse gegen die Täter (nur die Ausschaltung
                  politischer Gegner) und keine konsequente Rehabilitierung der Opfer; die Ideologie,
                  die den Repressionen zugrunde lag, wurde nicht konsequent und öffentlich verurteilt,
                  und es gab auch keine Anstrengungen, ein öffentliches Gedenken an dieses Geschehen
                  zu etablieren. Chruschtschows Erklärung auf dem XXII. Parteitag, es müsse »in Moskau ein Denkmal zum Gedenken an die Genossen errichtet
                  werden, die Opfer der Willkürherrschaft geworden sind«,[56]  blieb folgenlos.
               

               Das Hauptanliegen der Initiatoren des »Kampfes gegen den Personenkult« war nicht,
                  Gerechtigkeit wiederherzustellen und Recht durchzusetzen, sondern die eigene Macht
                  zu stärken und die Gegner zu schwächen. Von 1954 bis 1961 wurden verschiedenen Schätzungen
                  zufolge bis zu 800000 Menschen rehabilitiert.[57]  Nach der Einschätzung Anatoli Kononows, Verfassungsrichter von 1991 bis 2004 und einer der Hauptautoren
                  des Rehabilitierungsgesetzes von 1991, hatte diese »massenhafte Entlassung von Gefangenen
                  vor allem politischen Charakter; in rechtlicher Hinsicht war sie ebenso fragwürdig
                  wie die Repressionen selbst«.[58] 

               Hinter der ersten Welle von Rehabilitierungen und Amnestien stand Lawrenti Beria, einer der wichtigsten Handlanger Stalins, den Chruschtschow kurze Zeit später als englischen Spion erschießen ließ. Und der Erste,
                  der von einem »Persönlichkeitskult um Stalin« sprach, war Georgi Malenkow, der in den letzten Jahren von Stalins Herrschaft der zweite Mann hinter ihm gewesen war. Der Volksmund kommentierte
                  dieses Hin und Her mit der Tschastuschka:[59]  »Beria, der Chefspion / ​hockt nicht mehr auf seinem Thron, / ​denn Genosse Malenkow / ​setzte vor die Tür ihn schroff«.
               

               Die Rehabilitierungen wurden nach politischen Erwägungen und selektiv vorgenommen.
                  Dass Chruschtschow etwa führende Militärs und Opfer der »Leningrader Affäre« rehabilitierte,
                  hat einigen Forschern zufolge den Hintergrund, dass er sich für ihre Mitwirkung bei
                  Berias Verhaftung erkenntlich zeigen und zugleich Malenkow kompromittieren wollte. Als gegen Mitte der 1950er Jahre umfassendere Rehabilitierungen
                  durchgeführt wurden, blieben ideologische Gegner der Sowjetmacht (Trotzkisten, »Opportunisten«,
                  Sozialrevolutionäre, Menschewiki usw.) sowie ukrainische und baltische Nationalisten
                  unberücksichtigt. Die Angehörigen der in den Lagern Erschossenen erhielten Bescheinigungen
                  mit falschen Angaben zu den Umständen und dem Datum des Todes, und Deportierte oder
                  Verbannte erhielten ihr konfisziertes Eigentum nicht zurück.[60] 

               Der Streit um die Interpretationen der »Ära des Personenkults« beeinflusste praktisch
                  die gesamte weitere Geschichte der Sowjetunion. Nachdem der Staat zu erkennen gegeben
                  hatte, dass die Verbrechen der Vergangenheit offiziell nicht mehr verschwiegen wurden,
                  kam es zu lebhaften Reaktionen aus der Gesellschaft. Die Bücher The Readers of Novyi Mir[61]  des Historikers Denis Kozlov von der Dalhousie University (Kanada) und Myth, Memory, Trauma[62]  der Oxforder Literaturwissenschaftlerin Polly Jones beleuchten die damaligen Versuche, eine Sprache zu finden, die es zuließ,
                  über die Repressionen zu sprechen und das damit verbundene Trauma zu überwinden. In
                  der Sowjetunion der 1950er und 1960er Jahre gab es keine Soziologie und keine Meinungsumfragen.
                  Eine der wenigen Möglichkeiten, die Stimmung und das Selbstverständnis der Gesellschaft
                  der Tauwetterzeit nachzuvollziehen, sind deshalb Leserbriefe an Zeitungen und Zeitschriften.
                  Das wichtigste und fortschrittlichste Medium war damals die Zeitschrift Nowy Mir unter der Leitung von Alexander Twardowski und Konstantin Simonow.
               

               Da institutionelle Reformen und eine Revision der leitenden Ideologie nicht zur Debatte
                  standen, fiel die Aufgabe, eine angemessene Sprache für den Diskurs über die Vergangenheit,
                  ihre Einordnung und Aufarbeitung zu finden, vorrangig der Literatur zu. Dies geschah
                  vor allem in der Zeitschrift Nowy Mir, wo die bedeutendsten Publikationen der Chruschtschow-Zeit erschienen. Neben Ilja Ehrenburgs Roman Tauwetter (1954), der der ganzen Periode seinen Namen gab, sind dies vor allem der Roman Der Mensch lebt nicht vom Brot allein von Wladimir Dudinzew (1956), Alexander Solschenizyns Werke Ein Tag im Leben des Iwan Denissowitsch (1962) und Zwischenfall auf dem Bahnhof Kretschetowka (1963) und Der Hüter der Altertümer von Juri Dombrowski (1964). Nicht weniger wichtig war die Memoirenliteratur, etwa Ehrenburgs Lebenserinnerungen Menschen – Jahre – Leben (1960-1963) oder das Tagebuch von Nina Kosterina (1962), einer jungen Frau aus Moskau, die die Verhaftung des Vaters
                  1937 überlebte und im Alter von 20 Jahren im Krieg starb. 1965 publizierte Nowy Mir als Sondernummer die Memoiren des sowjetischen Armeegenerals Alexander Gorbatow, der zwei Jahre im Straflager Kolyma verbrachte, aber zu Beginn
                  des Krieges wieder eingesetzt wurde.
               

               In einer Gesellschaft, in der nicht frei und öffentlich über die Repressionen debattiert
                  werden konnte und das Thema nur in streng kontrollierter Form publik gemacht wurde,
                  boten die Leserbriefe – teils von Opfern des Terrors und ehemaligen Tätern – Gelegenheit,
                  eigene Erfahrungen und Meinungen zu den Repressionen mitzuteilen. Charakteristisch
                  ist dabei die Selbstzensur in der Ausdrucksweise: Während von Morden, Hinrichtungen
                  und Verbrechen die Rede ist, wird die Zeit des Terrors mit dem offiziell sanktionierten
                  Begriff »Personenkult« oder einfach »Kult« bezeichnet. So schrieb der Leser Iwan Koroljow aus Tadschikistan an die Redaktion von Nowy Mir:
               

               
                  Die von Ihnen veröffentlichte Geschichte von Solschenizyn ist wahr und hat dem sowjetischen Volk die Augen geöffnet, denn so ist
                     die Kultperson u. die Opfer seiner Willkür sind ohne Zahl. Ich habe mehr als 4000
                     solcher Tage verbracht u. 1000e ehrliche Sowjetbürger sterben sehen[.][63] 

               

               Einmal freigesetzt, ließ sich die Energie der Erinnerung an den Gulag nicht mehr auf
                  einen streng definierten Rahmen eingrenzen. 1968 antwortete Lew Kopelew auf die Frage der Wiener Zeitschrift Tagebuch nach seiner Einschätzung des 1967 in der sowjetischen Presse eingeschlagenen Kurses
                  zur Rehabilitierung des Stalinismus: »Nach allem, was in den vergangenen Jahren […]
                  bekannt wurde, nach der Veröffentlichung bisher geheimgehaltener […] Dokumente, nach
                  der Publikation von Zeugenaussagen Hunderter alter Kommunisten, ist die Mythologie
                  des Stalinkults ein für allemal zerstört.«[64] 

            

            
               
                  Das Gedächtnis geht in den Untergrund: Wachsende Repressionen und der Beginn der Dissidentenbewegung
                     (1968-1985)
                  

               

               Nach Chruschtschows Sturz 1964 änderte sich schrittweise der offizielle Umgang mit dem
                  Terror der Stalinzeit. Zu den ersten wichtigen Anzeichen hierfür gehörte, dass die
                  Werke Hundert Tage Krieg von Konstantin Simonow und Die Ernennung von Alexander Bek nicht in Nowy Mir erscheinen durften. In den Jahren 1967 bis 1968 wurden dann zunehmend alle Veröffentlichungen
                  zu diesem Thema von der Zensur gestoppt, unter anderem die Romane Krebsstation von Alexander Solschenizyn und Kinder des Arbat von Anatoli Rybakow sowie Alexander Twardowskis Poem Mit dem Recht der Erinnerung.
               

               Mit dem Einmarsch sowjetischer Truppen in die Tschechoslowakei im Jahr 1968 war das
                  Ende der Tauwetterzeit besiegelt. 1970 wurde die von Twardowski geleitete Redaktion von Nowy Mir praktisch zerschlagen. Allerdings stellte sich die Staatsführung auch nicht offen
                  gegen die Entstalinisierung der frühen 1960er Jahre. Sie wollte eine »ausgewogene«
                  Bewertung Stalins erreichen und den in ihren Augen übermäßig kritischen Umgang mit der Vergangenheit
                  eindämmen, der in den Tauwetterjahren fast zum Mainstream geworden war. Kritik am
                  »Personenkult« wurde zunehmend als Versuch gedeutet, die »Errungenschaften des Sozialismus«
                  und die erfolgreiche Befreiung Europas vom Faschismus in zweifelhaftem Licht erscheinen
                  zu lassen.[65] 

               Infolge dieses Kurswechsels entwickelten sich Ende der 1960er Jahre die Samisdat-Kultur
                  und die Dissidentenbewegung, die es sich zur moralischen Aufgabe machte, die vom Staat
                  in den Untergrund abgedrängte Auseinandersetzung aufzugreifen.[66] 

               Der Eiserne Vorhang war zu dieser Zeit bereits durchlässig geworden. In der UdSSR verfasste, aber nicht zur Publikation zugelassene Werke kamen in selbst angefertigten
                  Abschriften in Umlauf (»Samisdat«) oder wurden im Westen veröffentlicht (»Tamisdat«)
                  und fanden auf Umwegen ihren Weg zum sowjetischen Lesepublikum. Boris Pasternaks Roman Doktor Schiwago, der die Oktoberrevolution als Grundlage der Staatsmythologie in Frage stellte, erschien
                  ebenso im Ausland wie Solschenizyns Der Archipel GULAG, Warlam Schalamows Erzählungen aus Kolyma, Lidija Tschukowskajas Ein leeres Haus, Jewgenija Ginsburgs Marschroute eines Lebens und weitere zentrale Zeugnisse der Auseinandersetzung mit der stalinistischen und
                  sowjetischen Vergangenheit.
               

               In den 1960er Jahren ließen sich der öffentliche Raum und das Privatleben der Bürger
                  nicht mehr so durchgängig kontrollieren wie in den Jahrzehnten von Stalins Herrschaft. Der Prozess gegen die Dissidenten Andrei Sinjawski und Juli Daniel und der Einmarsch sowjetischer Truppen in die Tschechoslowakei führten
                  zu – wenn auch kleinen – öffentlichen Protestkundgebungen, die zu jener Zeit undenkbar
                  gewesen wären. Die politisch brisanten Werke von Solschenizyn, Wladimir Wojnowitsch und Alexander Sinowjew, die Lyrik des Silbernen Zeitalters und religionsphilosophische
                  Werke wurden in Samisdat-Ausgaben intensiv gelesen. Menschen jeder politischen Orientierung
                  hörten inoffiziell zirkulierende Aufnahmen der Lieder von Wladimir Wyssozki und Alexander Galitsch, die oft als Ausdruck der Erfahrungen ehemaliger
                  Gulag-Häftlinge verstanden wurden. Die inoffizielle Kultur in der späten Sowjetunion
                  entwickelte sich zu einer ausgewachsenen »zweiten Kultur«, und der Gulag war für sie
                  ein zentrales Thema.[67] 

               Von Versuchen einer tatsächlichen »Restalinisierung« kann erst in den Jahren nach
                  Breschnews Tod die Rede sein. Unter dem Ex-KGB-Chef Juri Andropow, der ihm als Generalsekretär der Partei nachfolgte, verschwanden die
                  Hinweise auf die Repressionen aus den Lehrbüchern und Enzyklopädien, und es wurden
                  Kampagnen zur Bekämpfung von »Raffern und Faulenzern« und »Verstößen gegen die Arbeitsdisziplin«
                  gestartet, die in Geist und Sprache ganz und gar stalinistisch waren. Andropows Nachfolger Konstantin Tschernenko versuchte noch weiter zu gehen. Er bereitete einen Beschluss
                  des Zentralkomitees der KPdSU vor, dessen Titel lautete: »Über die Korrektur des subjektiven Ansatzes und der in
                  der zweiten Hälfte der 1950er und zu Beginn der 1960er Jahre aufgetretenen Verzerrungen
                  der Leistungen Stalins und seiner engsten Mitarbeiter.« Zum 40. Jahrestag des Sieges im Zweiten Weltkrieg
                  sollte Wolgograd wieder in Stalingrad umbenannt werden.
               

               Solche Anwandlungen zeugen jedoch nur davon, dass die Staatsführung nicht in der Lage
                  war, einen Ausweg aus der wirtschaftlichen und ideologischen Sackgasse zu finden.
                  Die Beschwörung der »festen Hand« war ein verzweifelter Versuch, die eigene Schwäche
                  zu kompensieren. Erneut instrumentalisierte die Staatsmacht die Erinnerung an den
                  Gulag inmitten einer Krise, um ihre Probleme in den Griff zu bekommen.
               

               Die Aufarbeitung der Stalin-Ära und der Erfahrungen mit der Entstalinisierung ging
                  währenddessen unvermindert weiter. Sie wurde innerhalb der Gesellschaft nichtöffentlich
                  und »im Untergrund« geleistet, und zuweilen drang etwas davon nach außen, in die öffentliche
                  Sphäre. Sehr aufschlussreich ist das Schicksal von Tengis Abuladses Films Die Reue, der als eines der wichtigsten symbolischen Statements der frühen Perestroika-Zeit
                  bekannt wurde. Die Filmidee stammt aus den 1970er Jahren. Die Dreharbeiten begannen
                  1982, und 1984 wurde der Film auf Eis gelegt. Der Kampf um seine Produktion zeigt
                  deutlich, wie umfassend die systemischen Widersprüche waren, die sich damals zwischen
                  den beteiligten Seiten angehäuft hatten: den regionalen/​nationalen und gewerkschaftlichen
                  Eliten, dem Kulturministerium und dem KGB, der kreativen Intelligenz und den Bürokraten. 1986 wurde Die Reue uraufgeführt und im folgenden Jahr kam der Film in die Kinos. Er gewann den Großen
                  Preis von Cannes und ein Jahr später den Lenin-Preis.
               

               Wie komplex und ambivalent das gesellschaftliche Klima damals war, wird an einer Filmkritik
                  von Robert Roschdestwenski deutlich, die 1987 erschien, zu einer Zeit, als bereits relative
                  Freiheit herrschte. Roschdestwenski, ein Liberaler der 60er-Generation, der sich aktiv an den Lyriklesungen
                  auf dem Majakowski-Platz[68]  beteiligt hatte, verteidigte Die Reue mit Argumenten, die auch Ende der 1960er Jahre so hätten vorgebracht werden können:
               

               
                  In den letzten Jahren haben wir dieses tragische und sehr ernste Thema nur selten
                     angesprochen. Aber wo wir die Vergangenheit nicht selbst »aufwühlen«, erledigen unsere Feinde das
                     umso lieber für uns! Und wie – schadenfroh, schneidig und triumphierend! Alles wird
                     dazu herangezogen, auch Erfindungen und schlimmste Verleumdungen! […] Aber zum Teufel
                     mit ihnen, den Feinden! Ihre ständigen Lügen und ihren Hass kennen wir zur Genüge!
                     Und wir leben ja nicht ihnen zu Gefallen.[69] 

               

            

            
               
                  Das Gedächtnis kommt wieder zum Vorschein: Die Perestroika und das »zweite Tauwetter«
                     (1985-1991)
                  

               

               Mit Beginn der Perestroika unter Gorbatschow tauchte das Thema des Stalin-Terrors wieder aus dem Untergrund auf. Das
                  hieß zunächst vor allem, dass all das, was in den zwanzig Jahren zuvor im Samisdat
                  und Tamisdat gesagt und gedacht worden war, dem breiten Publikum zugänglich gemacht
                  wurde.
               

               Wie Denis Kozlov in The Readers of Novyi Mir anmerkt, war die Debatte der Perestroika-Jahre über den Terror durch die Sprache
                  der Tauwetterzeit geprägt. Die Perestroika wurde von vielen als Vollendung dessen
                  empfunden, was damals begonnen worden war. Nicht von ungefähr waren die späten 1980er
                  und frühen 1990er Jahre eine kurze Blütezeit für die literarischen Journale – die
                  »dicken Zeitschriften«, wie sie genannt wurden.[70]  Die Atmosphäre in der Gesellschaft war stark beeinflusst von der aufgestauten Energie
                  der in den 1960er Jahren verfassten literarischen Texte über den sowjetischen Terror,
                  die in der Sowjetunion nicht offiziell publiziert werden durften. Allein in den Jahren
                  1987-1989 erschienen in diesen Zeitschriften Anna Achmatowas Elegie Requiem, Osip Mandelstams Woronescher Hefte, Boris Pasternaks Roman Doktor Schiwago, Alexander Solschenizyns Der Archipel GULAG, Warlam Schalamows Erzählungen aus Kolyma, Wassili Grossmans Leben und Schicksal, Lidia Tschukowskajas Ein leeres Haus, Jewgenija Ginsburgs Marschroute eines Lebens und Juri Dombrowskis Die Fakultät unnützer Dinge.
               

               Die Zeitschriften waren der Ort, wo die Debatte über die Errichtung eines Mahnmals
                  für die Repressionsopfer angestoßen wurde und Fahrt aufnahm. Ogonjok und andere Magazine veröffentlichten Leserbriefe, in denen ein solches Denkmal für
                  notwendig erklärt wurde, und bald darauf folgte die Ausschreibung eines Wettbewerbs.
                  1988 verabschiedete das Politbüro des ZK der KPdSU aufgrund zahlreicher Appelle den Beschluss »Über die Errichtung eines Mahnmals für
                  die Opfer von Gesetzlosigkeit und Repression«. Im November 1988 veranstaltete das
                  Kulturhaus des Moskauer Elektrolampenwerks eine »Woche des Gewissens« – eine Ausstellung
                  mit Mahnmalentwürfen, die in Moskau zu einem wichtigen gesellschaftlichen Ereignis
                  wurde. Aus den Wettbewerben ging kein Sieger hervor. So war das erste Denkmal von
                  nationaler Bedeutung der Findling von den Solowezki-Inseln, den Sergei Kriwenko und Lew Ponomarjow im Juni 1989 nach Moskau brachten. Er wurde vor der KGB-Zentrale auf dem damaligen Dserschinski-Platz aufgestellt.
               

               Die »Woche des Gewissens« war das erste öffentliche Forum überhaupt, auf dem über
                  die Repressionen gesprochen wurde. Die Auseinandersetzung, die in den 1960er Jahren
                  über »Leserbriefe« geführt worden war, in den 1970ern in die Küchen abwanderte und
                  in den 1980er Jahren auf die Seiten der Zeitschriften gelangte, fand nun erstmals
                  live in der Öffentlichkeit statt. Bei der »Woche des Gewissens« fanden ehemalige Häftlinge
                  zueinander, es wurden spontane Erinnerungsabende organisiert und gemeinsame Appelle
                  verfasst und unterzeichnet. Es zeigte sich, dass es mit einem Mahnmal allein nicht
                  getan war – es brauchte vor allem eine Gemeinschaft von Menschen, die Daten zu den
                  Verfolgungsopfern ermitteln und verbreiten und das Andenken an sie wahren. Aus einer
                  Initiativgruppe, die 1987 zusammenkam, um ein Mahnmal für die Repressionsopfer zu
                  errichten, entstand die Gesellschaft »Memorial«.[71] 

               Eine aufschlussreiche Episode in der Geschichte des beginnenden Opfergedenkens und
                  der Suche nach einer geeigneten Form dafür war ein Streit innerhalb der Russisch-Orthodoxen
                  Kirche. Auf dem Landeskonzil 1988 sprach der Metropolit Anthony von Sourozh (Andrei Blum), ein Vertreter der lebendigen Tradition der russischen Emigration und einer
                  der berühmtesten orthodoxen Prediger des späten 20. Jahrhunderts, erstmals öffentlich
                  die Frage an, ob Kirchenmitglieder, die durch die Sowjetmacht umgekommen waren, heiliggesprochen
                  werden sollten. Die Russisch-Orthodoxe Auslandskirche, die in der Emigration entstanden
                  und bis 2007 unabhängig von Moskau war, hatte die Neumärtyrer bereits 1981 kanonisiert:[72] 

               
                  Die Einzigen, die darüber schweigen, dass allein die heldenhafte Treue und Tapferkeit
                     Tausender Unbekannter die Kirche vor der völligen Zerstörung bewahrt hat, sind wir.
                     Und wir könnten wenigstens in einem Satz unseres Sendschreibens – ohne von Neumärtyrern
                     zu sprechen, ohne Worte zu gebrauchen, die womöglich jemandes Ohren beleidigen könnten –
                     erwähnen, dass wir Gott dafür danken, dass es in der Russisch-Orthodoxen Kirche das
                     gesamte zwanzigste Jahrhundert hindurch Zeugen des Glaubens gab, die Christus, der
                     sie erlöst und gerettet hat, auch um den Preis des Blutes, des Richtblocks, des Lebens
                     und des Martyriums treu geblieben sind und dadurch zum Glanz und zur Heiligkeit der
                     Russischen Kirche beigetragen haben.[73] 

               

               Die Gegenposition vertrat Metropolit Juwenali (Pojarkow) von Krutizy und Kolomna, der der Meinung war, dass bei der Kanonisierung
                  äußerst vorsichtig verfahren werden müsse. Er sagte, die Kirche sei 1917 in einen
                  scharfen politischen Konflikt mit dem Staat geraten. Dieser stehe jedoch nicht für
                  das Wesen der damaligen Beziehungen zwischen Kirche und Staat, da sich »viele Gläubige
                  aktiv an der Revolution beteiligt« hätten. Die Heiligsprechung sei notwendig, aber
                  als spiritueller Akt. Sie dürfe der Kirche nicht von antipatriotischen Kräften aufgezwungen
                  werden und den politischen Konflikt nicht fortführen:
               

               
                  Als wir uns auf die Tausendjahrfeier der Taufe der Rus vorbereiteten, wollten wir
                     auch die Kanonisierung von Heiligen einbeziehen. Auch im Ausland war von Heiligsprechung
                     die Rede, aber nicht in dem spirituellen Sinn, den sie seit Tausenden von Jahren hat.
                     Es wurde vor allem gefragt, ob die Neumärtyrer Russlands, also die Opfer des Personenkults
                     um Stalin und der gesamten Sowjetära, heiliggesprochen werden, wie es die russische Auslandskirche
                     getan hat. Und wenn wir diesen Schritt gegangen wären, hätten wir praktisch den rein
                     religiösen Akt der Heiligsprechung in eine politische Aktion verwandelt, die nicht
                     nur von Atheisten, sondern auch von den Gläubigen nicht geteilt worden wäre, denn
                     die Gläubigen sind aufrichtige Patrioten ihrer Heimat und der Sowjetmacht.[74] 

               

               Mit der Zeit setzte sich die Position von Metropolit Anthony durch. Dazu trug auch die persönliche Einstellung des damaligen Patriarchen
                  Alexius II. bei, der vor dem Zweiten Weltkrieg in der Emigration in Estland aufgewachsen war.
                  Aber die Umsetzung oblag niemand anderem als Metropolit Juwenali. Er leitete die 1989 eingesetzte Synodenkommission zur Kanonisierung von
                  Heiligen, die die Glorifizierung der Neumärtyrer durch die Kirche im Jahr 2000 vorbereitete.
               

               Die Thesen, die er in dem bereits zitierten Interview von 1989 vorgebracht hatte –
                  das Gedenken an die Repressionsopfer in der Russisch-Orthodoxen Kirche dürfe nicht
                  »politisiert« werden und müsse von »antipatriotischen« und »antisowjetischen« Tendenzen
                  gereinigt werden –, prägten grundlegend die Form des kirchlichen Gedenkens an die
                  Neumärtyrer.
               

               Ende der 1980er Jahre machte die Gesellschaft eine intensive Politisierung durch,
                  während die Staatsführung völlig desorientiert war. In dieser Situation folgte die
                  staatliche Politik zur Rehabilitierung der Repressionsopfer den Initiativen aus der
                  Gesellschaft. Im November 1989 verabschiedete der Oberste Sowjet der UdSSR eine Erklärung »Über die Anerkennung der ungesetzlichen und kriminellen Repressionen
                  gegen die zwangsumgesiedelten Völker und die Gewährleistung ihrer Rechte«, und im
                  August 1990 erließ der Präsident der UdSSR, Michail Gorbatschow, ein Dekret »Über die Wiederherstellung der Rechte aller Opfer
                  der politischen Repressionen der 20-50er Jahre«. So konnten innerhalb eines Jahres
                  838500 Menschen rehabilitiert werden. Weitere 80000 wurden wieder in die Partei aufgenommen.[75] 

               Im April und Oktober 1991, nach dem raschen Zusammenbruch der UdSSR, wurden die Gesetze »Über die Rehabilitierung der unterdrückten Völker« und »Über
                  die Rehabilitierung der Opfer politischer Repressionen« verabschiedet. Sie bildeten
                  die Grundlage für die Rehabilitierung von weiteren 650000 Menschen. Das letztgenannte Gesetz ist bis heute das einzige der Russischen Föderation,
                  das die Verbrechen des Sowjetregimes direkt verurteilt (und auch den Beginn und das
                  Ende der Sowjetherrschaft markiert[76] ). Seine Präambel ist auf ihre Weise einzigartig:
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